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Haushalt 2017 mit 
Überschuss
„Gewürzter“ Schlagabtausch in der 
Stadtverordnetenversammlung zwi-
schen den Mehrheitsfraktionen und 
der Opposition aus CDU, FDP und 
NPD über den Nachtragshaushalt. 
   Seite 6

Wetzlar wächst weiter

Wetzlar verzeichnet zum Jahres-
wechsel 2016/2017 erstmals wieder 
seit langer Zeit mehr als 53.000 Ein-
wohner – exakt 53.201und wächst 
damit gegenüber dem Vorjahr um 
mehr als 740 Einwohnerinnen und 
Einwohner.   Seite 3

Lina-Muders-Preis  
geht an Ernst Richter
Für seinen Einsatz für das Erin-
nern, gegen das Vergessen und 
das Eintreten für die Werte unse-
rer freiheitlichen, demokratischen 
und solidarischen Gesellschaft. 
 Seite 10

Bundespräsident 
Frank-Walter Steinmeier 
Große Freude bei der SPD über einen  
Sozialdemokraten im höchsten Amt Seite 2

Martin Schulz auf dem Weg ins Kanzleramt
Unsere Bundestagsabgeordnete Dagmar Schmidt über den Kanzlerkandidaten der SPD und die neue Aufbruchstimmung

Wie keine andere Partei steht die 
SPD für soziale Gerechtigkeit. Mit 
Martin Schulz als Kanzlerkandidat 
stellen wir das Thema in den Mit-
telpunkt unseres Programms. Er 
bringt frischen Wind mit und ein 
glaubwürdiges Angebot. 

Martin Schulz ist einer von uns. 
Ein Sozialdemokrat wie aus dem 
Lehrbuch.

Martin hat das Gymnasium vor 
dem Abitur verlassen, wollte Pro-
fifußballer werden. Dann verletz-
te er sich auf dem Sportplatz in sei-
nem Heimatort Würselen schwer 
am Kniegelenk. Die Fußballkarri-
ere war dahin, Martin verlor den 
Halt.

Familie und Freunde richteten 
ihn wieder auf. Er beschloss, mit 
Mitte 20 ein neues Leben zu be-
ginnen. Er machte eine Buchhänd-
lerlehre und eröffnete Anfang der 
Achtziger einen eigenen Buchla-
den, den er bis 1994 führte. Den 
Laden gibt es heute noch.

Schulz trat 1974 in die SPD ein. 
Ein Kommunalpolitiker voller 
Überzeugung. Von 1987 bis 1998 
war er elf Jahre lang Bürgermeister 
von Würselen. Hier lernte er Po-
litik von der Pike auf. 1994 wurde 
Martin zum ersten Mal ins Euro-

paparlament gewählt. Von 2004 bis 
2012 führte er die sozialdemokrati-
sche Europafraktion als ihr Vorsit-
zender. 2012 wurde Martin Schulz 
zum Präsidenten des Europäi-
schen Parlaments gewählt. Mar-
tin Schulz hat dafür gesorgt, dass 
die Parlamentarierinnen und Par-
lamentarier erstmals eine wirklich 
wichtige und vernehmbare Stim-
me innerhalb der europäischen In-
stitutionen bekamen.

Martin Schulz, Kanzlerkandidat der SPD

Wir leben in einem starken Land 
– aber zu viele Menschen haben 
nicht Teil an unserem Wohlstand. 
Und viele Menschen haben Angst 
davor, sozial abzusteigen. Für die-
se Menschen ist die SPD da!

Martin Schulz hat klare Vorstel-
lungen wie er Deutschland verän-
dern möchte: 

1. Mehr soziale Gerechtigkeit. 
Mit einer Verlängerung der Be-
zugsdauer des Arbeitslosengeldes I 

würdigen wir die Lebensleistun-
gen der Menschen. Wenn jemand 
mit 50 Jahren nach 15 Monaten 
Arbeitslosengeld I Hartz IV erhält 
wie jemand, der nie gearbeitet hat, 
dann ist das ungerecht.

2. Mit einer klaren Haltung ge-
gen jegliche Form von Diskrimi-
nierung und Fremdenhass. Schon 
im Europaparlament hat er den 
Neofaschisten und Rechtspopu-
listen die Stirn geboten. Legendär 
war sein Auftritt 2003 im Europa-
parlament, als er den umstrittenen 
italienischen Ministerpräsidenten 
und Medienmogul Silvio Berlusco-
ni frontal für seine Politik kritisier-
te. Berlusconi verglich ihn darauf-
hin mit einem Nazi-Kapo im Kon-
zentrationslager. 

3. Für ein solidarisches Europa 
und kein einfaches weiter so. Nur 
gemeinschaftlich können die Pro-
bleme gelöst werden, vor denen 
Europa steht. 

Als Sozialdemokratin, Bürgerin, 
Abgeordnete und Kandidatin der 
SPD unterstütze ich Martin Schulz! 
Die SPD hat in der großen Koali-
tion bereits viel erreicht. Aber wir 
wollen noch sehr viel mehr – mehr 
Gerechtigkeit, mehr Sicherheit 
und einen handlungsfähigen Staat. 

Die aktuellen Umfragewerte ge-

ben uns recht: Nichts ist so mo-
dern, wie eine soziale, gerechte Po-
litik für die Menschen. 

Dagmar Schmidt ist seit 2013 
Mitglied im Deutschen Bundes-
tag. Dort ist sie im Ausschuss für 
Arbeit und Soziales und stellver-
tretendes Mitglied im Petitions-
ausschuss und im Auswärtigen 
Ausschuss. Sie ist zudem Vor-
sitzende der Deutsch-Chinesi-
schen Parlamentariergruppe. 
Im Dezember 2015 wurde sie zum 
zweiten Mal in Folge in den Bun-
desvorstand der SPD gewählt, wo 
sie sich ebenfalls hauptsächlich 
mit dem Themenbereich Arbeit 
und Soziales beschäftigt.

In seiner umjubelten Rede beim 
Politischen Aschermittwoch der 
Bayern-SPD hat Martin Schulz The-
men angesprochen, die zahlreichen 
Anhängern der Sozialdemokra-
ten unter den Nägeln brennen. Die 
wichtigsten Aussagen haben wir für 
Sie zusammengefasst:

SPD und Wahlkampf
„Wir Sozialdemokraten treten an 

mit dem Anspruch, stärkste Partei 
im Land zu werden. Ich trete an, 
um Bundeskanzler der Bundesre-
publik Deutschland zu werden.“

„Die Gesellschaft insgesamt 
hat Respekt zu zollen, wenn Men-
schen, die hart arbeiten, über sich 

reden. Es kommt nicht auf Abitur 
oder akademischen Titel an, son-
dern darauf, den Menschen jenen 
Respekt zu geben, den sie für ihre 
Lebensleistung verdient haben. 
Die SPD muss den Menschen die-
sen Respekt geben.“ 

„Am Anfang jeder Überlegung 
muss die Frage stehen, ob die Maß-
nahme geeignet ist, das Leben der 
hart arbeitenden ein bisschen bes-
ser zu machen. Das ist es, was die 
Menschen von uns erwarten.“

Innenpolitik
„Wir kämpfen mit harten Argu-

menten, aber nicht mit persönli-
chen Angriffen oder Beleidigun-

gen.  CDU und CSU sind nicht 
mehr ganz beisammen, das ist das 
Problem dieser beiden Parteien.“

„Wir wollen die Tarifbindung 
stärken. Die Gewerkschaften kön-
nen sich darauf verlassen, dass wir 
in dieser Sache an ihrer Seite ste-
hen.“

„Deutschland ist ein blühendes 
Land mit einer dynamischen Wirt-
schaft, weil wir eine hart arbeiten-
de Bevölkerung gut ausgebilde-
ter Facharbeiter haben, die dieses 
Land am laufen halten.“

„Das Land, in dem ein Unter-
nehmen seinen Profit macht, muss 
auch das Land sein, in dem das Un-
ternehmen seine Steuern bezahlt.“

„Wenn wir Milliarden für die 
Bankenrettung ausgeben und in 
den Schulen bröckelt der Putz, 
dann ist das nicht gerecht. Das 
muss geändert werden.“

„Wir dürfen die Rücklagen nicht 
für eine Steuerreform verwenden, 
sondern müssen in Forschung, In-
frastruktur, Kitas und Bildung in-
vestieren.“

Außenpolitik
„Ein starkes Europa ist im bes-

ten Interesse der Bundesrepub-
lik Deutschland. Ein Deutschland 
gegen Europa oder Europa gegen 
Deutschland wird es mit mir nicht 
geben. Wer ins deutsche Kanzler-

amt will, der muss Europakompe-
tenz haben.“

 „Herr Erdogan sollte sich besser 
um die Pressefreiheit in der Türkei 
bemühen als um den Wahlkampf 
in der Bundesrepublik. Erdogan 
kommt weniger als Regierungs-
chef und mehr als Wahlkämpfer.“

AfD und Rechtspopulismus 
„Rückwärtsgewandte Kräfte 

dürfen den Jungen nicht die Zu-
kunft stehlen.  Wir stehen für ein 
klares Nein an die Nationalisten, 
die Europa zerstören wollen.“

„Die AfD ist keine Alternative für 
Deutschland, sie ist eine Schande 
für die Bundesrepublik.“

Auszüge aus der Rede von Martin Schulz beim Aschermittwoch der Bayern-SPD
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Beipflichten mochte man einem 
der Zuhörer, der jüngst eine Sitzung 
der Wetzlarer Stadtverordnetenver-
sammlungen besucht hatte und am 
Ende einen wahren Satz mit  großer 
Gelassenheit aussprach: Was hatte 
doch die Wetzlarer FDP einmal für 
gestandene Fraktionsvorsitzende. 

Ja, dieser Zuhörer sprach in der 
Vergangenheitsform, ja er erinner-
te an einen Werner Brans, an einen 
Winfried Redecker oder eine Irm-
trud Rinn, die ganz sicher in un-
terschiedlicher Akzentuierung für 
Werte der liberalen Idee standen 
und zugespitzt in der Sache, aber 
mit Respekt vor dem politischen 
Mitbewerber ihre Argumentation 
führten.

Heute sieht die liberale Welt in 
Wetzlar etwas anders aus. Da agiert 
ein Dr. Matthias Büger, dem die Er-
innerung an die jahrzehntelan-
ge freidemokratische Mitverant-
wortung nicht zuletzt in Person 
des früheren Stadtkämmerers und 
Oberbürgermeisters Wolfram Det-
te völlig abhandengekommen ist.

 Da ist sich der liberale Fraktion-
schef Dr. Büger nicht zu schade, ei-
nen „verhunzten“ Antrag der NPD 
mit einem Änderungsantrag erst 

Michael Hundertmark, Stadtver-
bandsvorsitzender der Wetzlarer 
Christdemokraten, versucht inzwi-
schen in gewisser Regelmäßigkeit 
im Anzeigenblatt seines schwarzen 
Übervaters Hans-Jürgen Irmer am 
Demokratieverständnis der Wetzla-
rer SPD abzuarbeiten.

Wenn es der Hundertmark´ schen 
Pointe dient, dann werden da-
bei auch schlichtweg falsche Be-
hauptungen eingesetzt. Ein beson-
ders dreistes Beispiel fand sich in 
der Februar-Ausgabe des „Wetz-
lar Kuriers“. Hier behauptete Hun-
dertmark doch glatt, die Wetzlar-
erinnen und Wetzlarer sollten sich 
nicht wundern, wenn christde-
mokratische Lokalgrößen nicht 
auf Pressebildern von städtischen 
Empfängen zu sehen seien oder 
sich anders als Amts- und Man-
datsträger der Rathauskoalition 
nicht mit den Gästen der Stadt in 
das Goldene Buch eintrügen.

Schuld sei einfach der sozialde-
mokratisch geführte Magistrat, der 
lade doch ganz frech Christdemo-
kraten nicht ein. So zum Beispiel 
auch bei dem Magistratsempfang 
anlässlich der Tanzweltmeister-
schaften „Modern Dance“ im Ok-

Dr. Matthias Büger –  
ein Mann für alle Fälle ?
Was hatte doch die Wetzlarer FDP einmal für 
gestandene Fraktionsvorsitzende

Hundertmark hausiert 
mit Falschmeldungen
„Fake News“ vom Stadtverbandsvorsitzenden der 
Wetzlarer CDU im Wetzlar Kurier

Bundespräsident Frank-Walter Steinmeier
Große Freude bei der SPD: Ein Sozialdemokrat im höchsten Amt der Republik

Endlich, nach 1999 haben wir wie-
der einen sozialdemokratischen 
Bundespräsidenten.

Mit Frank Walter Steinmeier zieht 
ein Mann ins Bundespräsidenten-
amt, der bewiesen hat, dass er ge-
stalten kann und der auf das wirk-
liche „Miteinander“ setzt. 

In seiner Zeit als Außenminister 
hat er gezeigt, dass Dialog, Annä-
herung und die Aufmerksamkeit 
die Grundlagen sind für diplomati-
sche Lösungsstrategien in schwie-
rigen, konfliktbehafteten Regionen 
unserer Welt. 

Er kennt Deutschland, er kennt 
die Außenpolitik, er wird seine Er-
fahrungen nutzen um den Über-
blick zu wahren. Seine Beharrlich-
keit und Ausdauer sind bekannt. 
Nicht sprunghaftes vorwärts Drän-
gen ist sein Motto, sondern ruhiges 
und verlässliches Tun. 

Das gerade wird uns allen gut 
tun in einer Zeit, in der Nachrich-
ten, Fake-News und Katastrophen 
bei vielen Menschen Unsicherheit 
und Ängste hervorrufen. 

Er wird es schaffen, den Blick 
mehr auf das zu lenken, was wir 
als Nation geschafft haben, als 
nur auf unsere Defizite zu schau-
en. Begonnen hat er schon in sei-
ner Rede:

 „Wir machen anderen Mut – 

nicht weil alles gut ist in unserem 
Land. Sondern weil wir gezeigt ha-
ben, dass es besser werden kann! 
Dass nach Kriegen Frieden wer-
den kann; und nach Teilung Ver-
söhnung; dass nach der Raserei 

der Ideologien so etwas einkehren 
kann wie politische Vernunft; dass 
uns vieles geglückt ist in unserem 
Land. 

Wir haben uns unserer Vergan-
genheit gestellt und damit Verant-

Frank-Walter Steinmeier im Kreise der heimischen Sozialdemokraten bei seinem letzten Besuch in Wetzlar

wortung für die Gegenwart und die 
Zukunft übernommen.“

Der neue Bundespräsident wird 
uns immer wieder an das Funda-
ment erinnern, damit wir alle op-
timistisch in die Zukunft schauen.

hoffähig zu machen, um im selben 
Atemzug die Koalitionsfraktionen 
und die gelegentlich ihren Initiati-
ven zustimmenden Abgeordneten 
der Linken abschätzig als „Links-
block“ zu bezeichnen. 

Und da ist der ehemalige Land-
tagsabgeordnete, der es ganz of-
fensichtlich nötig hat, ein je-
des Thema gleichermaßen schrill 
skandalisieren zu müssen und we-
nig Wert auf die Gemeinsamkeit im 
Sinne der Interessen der Stadt legt. 
Im Gegenteil, es agiert ein libera-
ler Fraktionsvorsitzender, der zu-
nehmend den Eindruck erweckt, 
als wolle er den Stil des langjäh-
rigen christdemokratischen Op-
positionsführers im Kreistag des 
Lahn-Dill-Kreises zu seinem Stil 
im Stadtparlament erheben. Das 
bringt noch nicht einmal die CDU, 
der ein gewisser Herr Irmer nun 
wahrlich näher stehen dürfte.

Ob das dauerhaft erfolgreich 
macht, mag dahingestellt bleiben. 
Eine nachhaltige Wirkung ist aller-
dings zu befürchten: das von Ach-
tung und Respekt getragene Klima 
im Stadtparlament,  für das auch 
die Herren Dr. Brans und Redecker, 
aber auch Frau Rinn standen, wird  
womöglich leiden.  

tober des vergangenen Jahres.
Fakt ist: Die Einladungspraxis 

des Magistrates hat sich gegenüber 
früheren Jahren nicht geändert. Zu 
Empfängen werden die Mitglie-
der des Magistrates, der Stadtver-
ordnetenvorsteher, seine Stellver-
treter, die Fraktionsvorsitzenden 
und mit Blick auf den Anlass die 
Mitglieder des Fachausschusses 
des Stadtparlaments eingeladen. 
Im Falle der Tanzsport-WM also 
des Sozial-, Jugend- und Sport-
ausschusses.

Und so folgten auch Christde-
mokraten der Einladung. Auf den 
öffentlich zugänglichen Bildern 
kann jeder mit „gesunden“ Augen 
die CDU-Stadträte Thomas Heyer 
und Manfred Viand erkennen und 
ihre Unterschriften finden sich wie 
die der übrigen Teilnehmerinnen 
und Teilnehmer an dem Empfang 
im Goldenen Buch der Stadt.

Lieber Michael Hundertmark, 
dass man mit falschen Botschaften 
versucht, andere hinter die Fichte 
zu führen, ist für sich genommen 
schon unfair. Wenn Sie sich aber 
für diesen Stil entschieden haben, 
dann sollten Sie doch den eigenen 
Anspruch haben, es etwas weniger 
plump zu tun als in diesem Fall! 

Werde Mitglied in der SPD.  
Die SPD ist die älteste Partei in Deutschland. Über 150 Jahre setzt sich unsere Partei bereits für Frieden, Freiheit und soziale Gerechtigkeit ein.
Sie lebt vom Engagement ihrer unterschiedlichen Mitglieder. Bei uns kommen Sie zu Wort – Mitmachen ist besser als Zusehen!  
Melden Sie sich beim SPD Stadtverband, Jutta Müller, Bergstraße 60, 35578 Wetzlar unter 06441.20925-20 oder E-Mail jutta.mueller@spd.de
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Ausgeglichener Haushalt
Am 09.02. wurde der Haushalt 2017 für die Stadt Wetz-

lar mit einem positiven Jahresergebnis von über drei Mil-
lionen Euro in der Stadtverordnetenversammlung ver-
abschiedet. Die Konsolidierung des Haushaltes ist gelun-
gen durch eine sparsame Haushaltsführung und eine res-
triktive Ausgabenpolitik. Ebenso haben alle BürgerInnen 
dazu beigetragen, indem wir alle höhere Gebühren, Steu-
ern und Beiträge zahlen. 

Dadurch können auch weiterhin Verbesserungen 
zum Wohle aller Wetzlarer umgesetzt werden. Die 
positive Stadtentwicklung ist unübersehbar.  
Gewerbeansiedlung und Gewerbeerhalt sichert die 
Gewerbesteuereinnahmen. Die Kultur- und Sport-
förderung ermöglicht eine aktive Freizeitgestaltung 
für die BürgerInnen, die vielfältigen Angebote sind 
eine Bereicherung für die Stadtgesellschaft.

Im Jugendhilfebereich stehen weiterhin präventive 
Maßnahmen zum Kindeswohl im Zentrum. 

Sozialpädagogische Maßnahmen an Schulen wir-
ken gegen Bildungsbenachteiligung, der Ausbau der 
U-3 Betreuung und Erweiterung der Ferienangebote 
erleichtern die Vereinbarkeit von Familie und Beruf. 
Die SPD-Fraktion wird weiterhin die erfolg reiche, 
innovative und gerechte Stadtpolitik von OB  
Manfred Wagner und Kämmerer Jörg Kratkey unter-
stützen.

Das vordringliche Ziel der SPD, einen soliden 
Haushalt vorzulegen, der die Altlasten vergangener 
Jahre berücksichtigt und angeht, ist gelungen. Aber 
auch in den nächsten Jahren werden uns die Defizite 
in der Infrastruktur, vor allem im Bereich der Stra-
ßen und des Kanalnetzes beschäftigen. 

Hier nichts zu unternehmen, wie es die vorherige 
Koalition getan hat, wäre unverantwortlich und ge-
setzeswidrig. Hier könnte das Land Hessen mit den 
vielen Millionen Euro Überschuss in 2016 die drin-
gend notwendigen Investitionen in Schulen, Brü-
cken und Straßen in größerem Umfang bezuschus-
sen, damit die BürgerInnen nicht weiter durch stei-
gende Beiträge, Steuern und Gebühren belastet wer-
den. Aber weder auf Landesebene noch in der Stadt-
verordnetenversammlung ist bei der CDU ein wirk-
liches Interesse in dieser Richtung zu erkennen.

Populistische Schnellschüsse sorgen nicht für 
langfristige Perspektiven.

 Ihre Sandra Ihne-Köneke,  
 Fraktionsvorsitzende

Sandra Ihne-Köneke
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Für den Druck der Wetzlarer Nachrich-
ten wird 100  Prozent Recycling Papier ver-
wendet.

Die CO2-Belastung durch den Druck der 
Zeitung wird kompensiert durch Zahlung 
in Umweltprojekte von First Climate.

Wetzlar verzeichnet zum Jahres-
wechsel 2016/2017 erstmals 
wieder seit langer Zeit mehr als 
53.000 Einwohner – exakt 53.201. 
 
Damit ist die Kreisstadt gegen-
über dem vorangegangenen Jah-
reswechsel um mehr als 740 Ein-
wohnerinnen und Einwohner ge-
wachsen. Dies ist nach Ansicht von 
Oberbürgermeister Manfred Wag-
ner ein erfreuliches Zeichen für 
den dynamischen Entwicklungs-
prozess der Stadt. 

Eigentumswohnungen entste-

Das Autokennzeichen „LDK“ soll 
bei Neuzulassungen in der Stadt 
Wetzlar künftig neben „WZ“ wieder 
möglich sein. 

Das will die Stadt Wetzlar errei-
chen und hat dazu jetzt vom hes-
sischen Wirtschafts- und Verkehrs-
ministerium grundsätzlich grünes 
Licht bekommen. 2012 war in der 
Domstadt auf der Basis ihres Son-
derstatus das WZ-Kennzeichen 
eingeführt worden und hatte das 
seit 1991 geltende „LDK“ abgelöst, 
indem die Stadt Wetzlar einen ei-
genen Zulassungsbezirk einrich-
tete.

Seitdem hatten die Wetzlarer bei 
Neuzulassungen keine Wahl mehr: 
Sie mussten ein „WZ“-Nummern-
schild nehmen. Manche Einwoh-
ner sehen das kritisch. Sie hätten 
gerne das LDK-Kennzeichen eines 
abgemeldeten Fahrzeugs zu gerin-
geren Kosten weiterverwendet.

Die umgekehrte Erwartung vie-
ler Einwohner aus dem Landkreis, 
das Unterscheidungskennzeichen 
„WZ“, das ja auch eine Verbun-
denheit mit der Kreisstadt Wetzlar, 
aber auch dem früheren Landkreis 
zum Ausdruck bringen kann, zu 
wählen, sei aber wesentlich deut-
licher zu verspüren. Die entspre-
chenden Wünsche können bislang 
nicht erfüllt werden. Mithin könn-
te eine „Öffnung“ für die Fahr-

Wetzlar wächst weiter
Sehr gute Nachfrage nach Neubaugebieten und Bestandsimmobilien 

WZ oder LDK
Stadt Wetzlar will Wahlrecht bei Autokennzeichen:  
„WZ“ könnte künftig auch im Kreisgebiet möglich sein

Überdachungen, Schlosser- & Stahlbauarbeiten, Edelstahlverarbeitung, Torantriebe, Treppen, Tore, Fenster- & Türgitter, Balkongeländer, Treppengeländer, Einzäunungen
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WZ oder LDK – die Stadt will die Wahlmöglichkeit erreichen.

hen in attraktiver Lage in der Stadt, 
der Mietwohnungsbau nimmt ge-
rade durch das Engagement der 
im überwiegenden Eigentum der 
Stadt stehenden Wetzlarer Woh-
nungsgesellschaft wieder Fahrt 
auf, Neubaugebiete erfreuen sich 
ebenso wie Bestandsimmobilien 
einer sehr guten Nachfrage. Die 
Ziele des Stadtentwicklungspro-
zesses werden umgesetzt und För-
dermittel konnten zur Aufwertung 
der Quartiere aus dem Programm 
„Stadtumbau Hessen“ sowie aus 
dem Bund-Länder-Programm „So-

ziale Stadt“ akquiriert werden. Ge-
werbeflächen werden in Wetzlar 
nachgesucht.

 Manfred Wagner: „Es ist schön, 
als Oberbürgermeister diesen Pro-
zess begleiten zu können, der 
aber auch ganz maßgeblich durch 
die vielen in Sport- und Kultur-
vereinen, aber auch im sozialen 
und caritativen Bereich engagier-
ten Wetzlarerinnen und Wetzlarer 
maßgeblich geprägt wird. Sie sor-
gen mit für die Lebensqualität am 
Standort Wetzlar. Dafür ganz herz-
lichen Dank!“

zeughalter im Landkreis den von 
der Stadt angestrebten, aber auch 
wahrnehmbaren  Effekt der Stand-
ortwerbung  bestärken.

 Oberbürgermeister Manfred 
Wagner (SPD) hatte sich deswe-
gen an das hessische Verkehrsmi-
nisterium gewandt und um eine 
Prüfung gebeten, wie man dem 
Wunsch nach einer Wahlmöglich-
keit zwischen beiden Kennzeichen 
Rechnung tragen könne.

Das Ministerium hat nun einen 
Weg gefunden. So könne nach Pa-
ragraph 8 der Fahrzeug-Zulas-
sungsverordnung genehmigt wer-
den, dass auch die Festlegung von 
mehr als einem Nummernschild 
für einen Bezirk möglich sei, wenn 
diese Kennzeichen vor 2012 ver-

geben worden seien. Diese Be-
dingung ist mit dem WZ-Kennzei-
chen, das von 1956 bis 1976 für 
den Altkreis Wetzlar galt, erfüllt, so 
Wagner.

Die Stadt Wetzlar hat jetzt den 
Landrat des Lahn-Dill-Kreises um 
Zustimmung gebeten, dass die 
Wetzlarer Bürger künftig zwischen 
„WZ“ und „LDK“ wählen können. 
Hierzu bedarf es noch einiger Ab-
stimmungen auf der Verwaltungs-
ebene, doch sollte am Ende der 
Neuregelung nichts mehr im Wege 
stehen.„Es wäre ein Plus an Bür-
gerfreundlichkeit, wenn wir jetzt 
eine echte Wahlmöglichkeit zwi-
schen den beiden Autokennzei-
chen WZ und LDK erreichen wür-
den“, sagte OB Wagner.
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Der SPD-Ortsverein Hermann-
stein-Blasbach lud zum alljährli-
chen Ortspokalkegelturnier.

Vier Damen- sowie dreizehn Her-
renmannschaften fanden sich auf 
der Anlage des Kegelsportvereins 
(KSV) Wetzlar zu diesem Ereignis 
ein.

Bis zum Schluss blieb das Ren-
nen um die Siegertitel spannend. 
Bei der Siegerehrung wurden die 
Urkunden und Pokale von der 
Ortsvereinsvorsitzenden Sabrina 
Zeaiter sowie deren Stellvertreterin 
Christine Funk an die strahlenden 
Sieger überreicht.

Bei der Mannschaftswertung 
der Damen holten sich die Sport-
lerinnen vom TSV Blasbach mit 
219 Holz vor der Mannschaft 
Klein-Holstein mit 209 Holz und 
den Harmonikafreunden mit 208 
Holz den begehrten Pokal. 

Bei den Herren setzte sich die 
Mannschaft des KC Eckbauer mit 
272 Holz vor den Keglern des TSV 
Blasbach mit 250 Holz und dem 

Gut 80 interessierte Bewohnerin-
nen aus dem neuen Wetzlarer Pro-
jektgebiet des Bund-/Länderpro-
gramms „Soziale Stadt“ konnte 
Oberbürgermeister Manfred Wagner 
in der Aula der Eichendorffschule 
willkommen heißen.

 
Wagner lud dazu ein, sich inten-
siv in den Prozess einzubringen. 
Schließlich gelte es in den kom-
menden Monaten auf der Basis ei-
ner Stärken- und Schwächenana-
lyse ein Rahmenkonzept für das 
Quartier zu entwickeln.

Auf dieser Grundlage fasse das 
Stadtparlament in der Folge einen 
Grundsatzbeschluss, der Maßgabe 
für die einzelnen städtebaulichen 
und sozialstrukturellen Vorhaben 
sei. Für die Stadt selbst gilt die Er-
richtung eines Kinder- und Fami-
lienzentrums als Leitprojekt. Das 
Vorhaben wird eine Umsetzungs-
phase von rund 13 Jahren haben. 
Es wird begleitet von dem Pla-
nungsbüro Neue Heimat Projekt-
stadt und dem bei dem Caritas-
verband Wetzlar/Lahn-Dill-Eder 

Die SPD-Fraktion der Stadtverord-
netenversammlung hat sich aus-
führlich mit dem Lärmpegel in Dal-
heim beschäftigt: Mit alten Gutach-
ten und mit Erweiterungen beste-
hender Lärmschutzanlagen. 

Die Lärmreduzierung zu Gunsten 
der BürgerInnen war das Ziel. Wir 
haben uns damit auseinanderge-
setzt, obwohl es eine Landesstra-
ße ist und die Stadt Wetzlar nicht 
für Lärmschutzwände an Landes- 
oder Bundesstraßen zuständig ist. 

Die Landesregierung prahlt zur-
zeit mit dem vielen Überschuss 
in der Landeskasse. Warum der 

Sozialdemokraten richten  
20. Turnier um den Ortspokal aus
17 Mannschaften lieferten sich bis zum Schluss spannende Wettkämpfe

Soziale Stadt Dalheim/Altenberger Straße 
Gut besuchte Auftaktveranstaltung
Die Stadt Wetzlar will einen Stadtteilbeirat bilden

B 49 Lärmschutz Dalheim
CDU-Landesregierung könnte helfen, wenn sie wollte

Siegerehrung mit Vertretern aller Gewinnerteams, den Einzelgewinnern 
(beides Plätze 1-3, Damen und Herren) und der Vorsitzenden der SPD 
Hermannstein-Blasbach Sabrina Zeaiter (Mitte) und ihrer Stellvertreterin 
Christine Funk (links).

Team des Ortsbeirats Hermann-
stein mit 245 Holz durch.

In den Einzelwettbewerben star-
teten 30 Sportler. Bei den Damen 
siegte Gundi Simon mit 63 Holz vor 
Brigitte Mirke mit 60 Holz und An-
nelie Brandtner mit 59 Holz.

Bei den Herren hatte Andreas 
Gützlaff mit 77 Holz die Nase vorn 

vor Reinhold Keller mit 71 Holz 
und Eberhard Spamer mit 70 Holz.

Das beste Ergebnis im Mann-
schaftswettbewerb erzielte Peter 
Kern mit 80 Holz vom KC Eckbauer.

Nach dem Wettbewerb trafen 
sich Teilnehmer und Zuschauer, 
um die Siege in gemütlicher Run-
de zu feiern.
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Nachruf Rolf Georg Pross
SPD trauert um ein langjähriges aktives Mitglied

Am 12. Dezember 2016 verstarb 
Rolf Georg-Pross.

In tiefer Trauer müssen wir von 
Rolf Georg-Pross aus Wetzlar-Her-
mannstein Abschied nehmen, der 
nach kurzer, schwerer Krankheit 
für uns alle plötzlich und uner-
wartet verstorben ist.
 Rolf Georg-Pross hat in den lan-
gen Jahren seiner Mitgliedschaft 
in der Sozialdemokratischen Par-
tei in zahlreichen Funktionen für 
die Sozialdemokratie in seinem 
Heimatort Hermannstein wie in 
der Stadt Wetzlar gewirkt.
Neben seiner ehrenamtlichen Tä-
tigkeit im TV „Jahn“ Hermann-
stein zwischen 1964 und 2005 
und ab 1985 im Ortsgericht Her-
mannstein war Rolf-Georg Pross 
seit dem 1. April 2006 Mitglied der 

Stadtverordnetenversammlung 
der Stadt Wetzlar und des Orts-
beirates Hermannstein. In sei-
ner bescheidenen und ruhigen 
Art hat er sich stets uneigennüt-
zig und beispielhaft für die Allge-
meinheit eingesetzt.
 Wir trauern mit seinen Angehö-
rigen um Rolf-Georg Pross und 
werden uns seiner in Dankbar-
keit erinnern.

Rolf-Georg 
Pross

angesiedelten Quartiersmanage-
ment. Nach der Verabschiedung 
des Rahmenkonzeptes wird die 
Stadt Wetzlar einen Stadtteilbeirat 
bilden, in dem Anwohnervertreter, 
Repräsentantinnen und Repräsen-
tanten der im Projektgebiet vertre-
tenen Institutionen und Einrich-
tungen sowie Stadtverordnete und 
Magistratsvertreter zusammenar-
beiten werden. 

CDU-Landtagsabgeordnete dann 
mit leeren Händen nach Wetzlar 
kommt ist nicht nachvollziehbar. 
Wir wissen nicht, was genau er un-
ternommen hat, um seine eigenen 
Parteifreunde von dem Lärmschutz 
in Dalheim zu überzeugen. 

Vielleicht hat er auch gar nichts 
unternommen, da die CDU sowie-
so die finanzschwachen Kommu-
nen gern vergisst. Sollen doch Ge-
bühren, Beiträge und Steuern in 
der Stadt Wetzlar erhöht werden. 

Viel reden, aber Probleme nicht 
wirklich angehen, dass macht die 
Menschen politikverdrossen.

„Nach den positiven Erfahrun-
gen mit dem Bund-/Länderpro-
gramm in den Quartieren Silhö-
fer Aue/Westend und Niedergir-
mes freue ich mich auf die bevor-
stehenden Entwicklungen in Dal-
heim und in dem Bezirk Altenber-
ger Straße, die ich als Vorsitzender 
des künftigen Stadtteilbeirates be-
gleiten werde“, betonte der OB.

Unterstütze Martin Schulz und die SPD!
Du willst unser Land gerechter machen und das mutlose 
„Weiter-So“ beenden? Du bist bereit, unsere Demokratie zu 
verteidigen und für den Zusammenhalt in unserer Gesell-
schaft zu kämpfen? 
Dann melde Dich online bei KAMPA17.SPD.DE an! Auf der 
zentralen Wahlkampf-Plattform der SPD treffen sich alle, die 
anpacken und Deutschland besser machen wollen.
Hier findest Du exklusive Informationen zum Wahlkampf, 
zur Tour unseres Kanzlerkandidaten Martin Schulz, Aktions-
ideen, Argumentationshilfen und vieles mehr. Mach mit!

Unterstütze Martin Schulz und die SPD.  
Registriere Dich jetzt auf KAMPA17.SPD.DE und sei aktiv beim Bundestagswahlkampf 2017 dabei!
In unserem FAQ erhältst Du Antworten auf häufig gestellte Fragen zur Registrierung und Anmeldung.
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Wie kein zweiter der Wetzlarer 
Stadtteile verfügt Dutenhofen über 
einen großen Bestand an leistungs-
fähigen Gewerbebetrieben und Ein-
zelhändlern. Sie sind zusammenge-
schlossen in der Interessengemein-
schaft Dutenhofen (IGD). 

Doch in dieser Interessengemein-
schaft – und das ist eine besondere 
Erwähnung wert – engagieren sich 
auch viele Einwohnerinnen und 
Einwohner sowie Vereine aus dem 
Stadtteil.

 Der zum Jahresanfang stattfin-
dende Neujahrsempfang hat be-
reits Tradition. Immer in Räumen 
eines Mitgliedes der IGD ausge-
richtet, spricht er viele Gäste an. In 
diesem Jahr referierte Professor Dr. 
Eduard Alter über das Liebig-Labo-

Schon seit über 30 Jahren beschäf-
tigt das Thema Neubaugebiet 
„Schattenlänge“ die Münchholz-
häuser Bürgerinnen und Bürger 
sowie alle seitdem gewählten Orts-
beiräte. 

In Anbetracht der im Juli 2015 ge-
schlossenen Sparkassenfiliale und 
des seit Jahren fehlenden Einzel-
handels setzte man innerhalb der 
Bürgerschaft in das geplante Son-
dergebiet im Bereich der Schat-
tenlänge große Hoffnungen. Auch 
die ansässigen Vereine erhofften 
sich durch den Zuzug junger Fa-
milien einen Zuwachs ihrer Mit-
gliederzahl. Mit der Aufhebung 
des Aufstellungsbeschlusses durch 
die Stadtverordneten am 8. Febru-
ar dieses Jahres setzte man jedoch 
den bisherigen Planungen ein jä-
hes Ende.

Die Gründe für diese Abkehr 
sind schnell skizziert: Entgegen 
der Politik aus vergangenen Deka-
den beabsichtigt die Stadt Wetzlar 
Neuauflagen von Baugebieten nur 
durchzuführen, sofern sie im Be-
sitz der gesamten Planfläche ist. 
Dies hat den Vorteil, dass man Si-
cherheit über das gesamte Gebiet 
besitzt. Somit kann beispielsweise 
verhindert werden, dass unbebau-
te Grundstücke auf Jahre brach lie-
gen und damit eine lückenlose Be-
bauung unmöglich wird. Im Be-
reich der Schattenlänge allerdings 
konnte kein 100%iger Ankauf der 
Planfläche gelingen.

Verhandlungen mit den Grund-
stückseigentümern führten zu kei-
nem für die Stadt annehmbaren 
Ergebnis. Seitens der Verkäufer sah 
man sich gegenüber dem Verhand-
lungspartner im haushohen Vor-
teil. So war ihnen zum einen be-
wusst, dass man das letzte Grund-
stück in Privatbesitz innerhalb des 
Plangebietes besaß. Zum anderen, 
dass es obendrein in einer Schlüs-
selposition lag, nämlich im ge-
planten Sondergebiet, das für die 
Ansiedlung eines Nahversorgers 
angedacht wurde. Angebote sei-
tens des zuständigen Dezernenten 
wurden ausgeschlagen, mit der In-
tention, eine höhere Ablöse zu er-
reichen. Die Forderungen der Ei-
gentümer übertrafen letztendlich 
die von der Stadt vertretbaren Vor-
stellungen eines auch den anderen 
ehemaligen Grundstücksbesitzern 
der Schattenlänge gegenüber  ge-
rechten Handels. Nicht zuletzt sah 
man sich auch durch das Ausnut-

Neujahrsempfang  
der IG Dutenhofen
Viele Gäste bei einer gelungenen Veranstaltung

Schattenlänge –  
Stadt lässt nicht mit sich pokern
Bürgermeister Semler will mit neuem Plan die Aufstellung ermöglichen

Sozialdemokraten richten  
20. Turnier um den Ortspokal aus
17 Mannschaften lieferten sich bis zum Schluss spannende Wettkämpfe

Soziale Stadt Dalheim/Altenberger Straße 
Gut besuchte Auftaktveranstaltung
Die Stadt Wetzlar will einen Stadtteilbeirat bilden

Dr. Alter referierte über das Liebig-Laboratorium in Gießen und das Bemühen, 
für dieses Museum die Anerkennung zum Unesco Weltkulturerbe zu erlangen.

Bernd Rafalzik begrüßte viele Gäste, darunter viel lokale Polit-Prominenz

Diesen Plan kann Harald Semler, damals Stadtbaurat, trotz vieler Verhandlungen nicht umsetzen. Ein neuer Plan muss her.

ratorium in Gießen und das Bemü-
hen, für dieses Museum die Aner-
kennung zum Unesco Weltkultu-
rerbe zu erlangen.

Oberbürgermeister Manfred 
Wagner und Ortsvorsteher Ulrich 
Loh, beide SPD, zeigten den Gäs-
ten die Entwicklungen in der Stadt 
bzw. im Stadtteil auf und sorgten 
mit ihren Hinweisen für die ein 
oder andere Information, die im 
Laufe des Abends Tischgespräch 
war.

 Manfred Wagner: „Eine gelunge-
ne Veranstaltung, auf deren Fort-
setzung in den kommenden Jah-
ren ich mich freue. Mein Dank gilt 
der IGD, stellvertretend für alle Ak-
tiven den Sprechern der Gemein-
schaft, Inge Friedrich und Bernd 
Rafalzik.

zen einer vermeintlichen Sonder-
stellung eines Einzelnen erpresst. 
Diese Umstände führten schließ-
lich dazu, die bisherigen Planun-
gen aufzuheben. Auch im Hin-
blick auf zukünftige Verhandlun-
gen musste die Stadt Wetzlar hier 
Rückgrat zeigen. Ein Einknicken 
vor den Interessen eines Einzelnen 
schwächt die Verhandlungsposi-
tion aller weiteren Grundstücks-
ankäufe. Es war demnach wichtig 
und richtig, keinem Druck nach-
zugeben und stattdessen alterna-
tive Planungsvorhaben weiter vor-
anzutreiben. Auch im Sinne der ge-
samten Stadtgesellschaft, welche 
letztendlich die höheren Ablösen 
zu tragen hätte.

Ein Happy End könnte es in 
Münchholzhausen trotz alledem 
doch noch geben: Im Gegensatz zu 
seinen Vorgängern treibt die jetzi-

ge Koalition im Wetzlarer Rathaus 
das Projekt Schattenlänge seit Jah-
ren voran. Nicht nur öffentliche 
Bekenntnisse zu einem Neubau-
gebiet in Münchholzhausen spre-
chen dafür, sondern auch die in 
der Vergangenheit erfolgten Flä-
chenankäufe. Bürgermeister und 
Baudezernent Semler sagte den 
Stadtverordneten in der letzten 
Versammlung zu, in den kommen-
den Sitzungsrunden einen neuen 
Plan zur Aufstellung der Schatten-
länge einzubringen. 

Dieser soll dann auch wieder ein 
Sondergebiet zur Ansiedlung eines 
Nahversorgers beinhalten. Aber 
auch die einstig angedachte Flä-
che soll nicht unbedacht bleiben. 
Sie soll dann als nicht zu bebau-
ende Grünfläche einen Ausgleich 
zwischen den einzelnen Bauplät-
zen schaffen.
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INSPIRIEREN!

Montag – Freitag 10:00 – 18:00 Uhr
Samstag 10:00 – 14:00 Uhr

35582 Wetzlar-Dutenhofen
Industriestraße 3a
(direkt hinter Globus SB-Warenhaus)
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Reiner Förster GmbH & Co. KG

www.badhochzwei.de

Am Surbach 2 | 35625 Hüttenberg
(direkt an der A45)
Tel. 06441 6793275
Tel. 06441 6793270
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www.badhoch2.de



6 AUS DER STADT Jahrgang 9 | Ausgabe 1 | März 2017

Die SPD-Fraktion im Wetzlarer Stadtparlament informiert
Ulrike Rühl im Bauausschuss · Besuch der Fraktion beim THW und der Zivildienstschule · Weitere barrierefreie Bushaltestellen

Anzeige

Die Nachtragshaushaltsberatungen 
in der Wetzlarer Stadtverordneten-
versammlung waren geprägt durch 
einen „gewürzten“ Schlagabtausch 
zwischen den Mehrheitsfraktionen 
und der aus CDU, FDP und NPD 
sich formierenden Opposition.

Erstmals seit neun Jahren ist der 
Wetzlarer Haushalt wieder ausge-
glichen. Er weist sogar einen Über-
schuss aus, der für den Abbau von 
Altdefiziten dringend erforderlich 
ist. Stadtkämmerer Jörg Kratkey 
zeigte sich erfreut darüber, dass 
die harten Konsolidierungsmaß-
nahmen auf der einen Seite und 
die beschlossene Erhöhung der 
Grundsteuer B dazu führe, dass 
sich Wetzlars Haushalt wieder in 
die richtige Richtung entwickele. 

Der Überschuss von rund 3 Mil-
lionen Euro dürfe allerdings nicht 
dazu führen, so Jörg Kratkey, dass 
dieser leichtfertig wieder ausgege-
ben werde. 

Vielmehr werde dieser Über-
schuss benötigt, die in den letzten 
Jahren aufgelaufenen Kassenkre-
dite wieder zurückzuführen. Die-
se beliefen sich auf über 60 Millio-
nen Euro. 

Der hohe aufgelaufene Kassen-
kreditbestand müsse nun Zug um 
Zug zurückgeführt werden. 

Erst wenn die Kassenkredite ge-
tilgt und bilanziell keine Verlust-
vorträge mehr ausgewiesen wer-
den müssten, verfüge die Stadt 
Wetzlar wieder über die finanziel-
le Handlungsfreiheit, die ein ele-
mentarer Bestandteil der kommu-

Haushalt 2017 mit Überschuss 
 
Wetzlar auf dem Weg zur Handlungsfreiheit

Stadtkämmerer Jörg Kratkey

nalen Selbstverwaltung sei. Krat-
key betonte, dass nach wie vor ein 
Haushaltskonsolidierungskonzept 
erforderlich und jährlich fortzu-
schreiben sei, solange noch Altde-
fizite bestünden. 

Wetzlar und die politisch Ver-

antwortlichen hätten dabei so-
wohl bei der Haushaltsaufstellung 
als auch bei dem Konsolidierungs-
konzept gezeigt, dass Haushalts-
disziplin und die Sicherung des 
Gemeinwesens mit seinen vielfäl-
tigen Elementen keine unverein-
baren Gegensätze seien. 

Anhand einer Kennzahl ver-
deutlichte der Stadtkämmerer ab-
schließend, welche Dimension 
beispielsweise die Grundsteuer 
einnehme. 

Mit Gesamteinnahmen in Höhe 
von knapp über 10 Millionen Euro 
im Jahre 2016 reichte das gesam-
te Aufkommen an der Grundsteu-
er B gerade aus, um den Zuschuss-
bedarf der 14 eigenen und der 15 
Kindertagesstätten der freien Trä-
ger abzudecken.

Holocaust-Gedenktag
„Die Erinnerung muss unser Selbstverständnis als 
Nation auch weiterhin prägen“

Die Stadtspitze Wetzlars hat am 
Holocaust-Gedenktag, Freitag, 27. 
Januar, am Mahnmal Bebelplatz 
der Wetzlarer Opfer des Nationalso-
zialismus gedacht.

Der 27. Januar wird seit 1996 als 
Gedenktag für die Opfer des Ho-
locausts anlässlich der Befreiung 
des Konzentrationslagers Ausch-
witz vor 72 Jahren begangen.

 Oberbürgermeister Manfred 
Wagner (SPD) sagte, Auschwitz sei 
das Synonym für den Massenmord 
der Nazis an den europäischen Ju-
den und sei Ausdruck des Rassen-
wahns. 

Er rief dazu auf, die Erinnerung 
an die Gräueltaten der Nationalso-
zialisten wachzuhalten. Diese Er-
innerung müsse unser Selbstver-
ständnis prägen und sei die beste 
Versicherung gegen Völkerhass. 

Es sei wichtig, sich immer wie-
der zu versammeln und ein Zei-
chen für das „Nie wieder“ zu set-
zen. Diese gelte insbesondere an-
gesichts zahlreicher Hassbotschaf-
ten in sozialen Netzwerken, der 

Verbrechen des NSU oder der Um-
triebe der verfassungsfeindlichen 
NPD. 

Schließlich tragen wir alle Ver-
antwortung für das eigene Tun, 
aber auch das Unterlassen. Mit 
Blick auf die Ereignisse in der Stadt 
Wetzlar erinnerte Wagner beispiel-
haft an das Schicksal des Wetzla-
rer Bürgers Jakob Sauer, der weni-
ge Tage vor der Befreiung Wetzlars 
durch die Amerikaner von den Na-
tionalsozialisten ermordet wurde.

 Stadtverordnetenvorsteher Udo 
Volck (SPD) hob hervor, dass an 
dem diesjährigen Gedenktag be-
sonders der Euthanasie-Opfer der 
Nationalsozialisten gedacht werde. 
Schließlich habe die menschen-
verachtende, millionenfache Tö-
tung nicht erst mit der Wannsee-
konferenz vor 75 Jahren sondern 
schon wesentlich früher durch die 
NS-Diktatur begonnen. 

Volck zitierte den früheren Bun-
despräsidenten Roman Herzog. 
„Erinnerung darf nicht enden, sie 
muss auch künftige Generationen 
zur Wachsamkeit mahnen.“

Am 02.12. 2016 besuchte die SPD- 
Fraktion Wetzlar den THW-Orts-
verband Wetzlar. 
Sie erlebten einen gut organisier-
ten THW-Vorstand, der mit Herz 
und Verstand den vielfältigen Auf-
gaben einer Hilfsorganisation für 
in Not geratene Menschen nach-
kommt. Für das Leitungsteam um 
Jens Blohmann war es auch eine 
Selbstverständlichkeit, im Jahr 
2015 die Räume des THW zur Ver-
fügung zu stellen und aktiv bei der 
Versorgung der geflüchteten Men-
schen mitzuwirken. 
Der THW-Vorstand weiß, Katast-
rophen und Krisen machen nicht 
an Ländergrenzen halt. Der THW 
ist eine Organisation, die weltweit 
agiert. Die Einsätze beschränken 
sich nicht nur auf Deutschland. 
Viele, die schon Jahrzehnte dabei 
sind, haben schon Einsätze in an-
deren Ländern hinter sich. 
Der manchmal wochenlange Ein-

satz in einem Krisengebiet bedarf 
einer gründlichen und sorgfältigen 
Vorbereitung, damit man den He-
rausforderungen physischer und 
psychischer Art gewachsen ist. 
Immer wieder üben für den Ernst-
fall, bis alle Handgriffe an der Aus-
rüstung oder den Maschinen sit-
zen. Aber auch seine eigenen 
Grenzen kennenlernen und das ar-
beiten im Team sind Training für 
den Ernstfall. 
Andrea Schuster, Vorstandsmit-
glied und Jugendwartin beim THW 
Wetzlar, erklärt, dass in der Kinder- 
und Jugendarbeit der Spaß nicht 
zu kurz kommt. 
Die steigende Zahl an Kindern und 
Jugendlichen in letzter Zeit spre-
chen für den Erfolg ihrer Arbeit. 
Die Fraktionsvorsitzende Sandra 
Ihne-Köneke bedankt sich beim 
Abschied für das herausragende 
ehrenamtliche Engagement beim 
THW-Vorstand. 

Nichts erfüllt mehr, als gebraucht 
zu werden. Besuch beim Bundes-
freiwilligendienst in Wetzlar.
Joachim Wurst und Pia Thauwald 
vom Wetzlarer Bildungszentrum 
für den Freiwilligendienst hießen 
am 25. Januar Vertreterinnen und 
Vertreter des SPD-Stadtverbandes 
in ihrer Einrichtung in der Ernst-
Leitz-Straße recht herzlich will-
kommen. Anlass hierfür war der 
Besuch des Arbeitskreises »Le-
benswerte Stadt«, der sich über die 
Arbeit im Bildungszentrum infor-
mieren wollte, einen Ort, der weit 
über die Grenzen unserer Stadt 
von Bedeutung ist.
Im Bundesfreiwilligendienst enga-
gieren sich Frauen und Männer für 
das Allgemeinwohl, insbesondere 
im sozialen, ökologischen und kul-
turellen Bereich sowie im Bereich 
des Sports, der Integration und des 
Zivil- und Katastrophenschutzes. 
Er ist 2011 als Initiative zur frei-
willigen, gemeinnützigen und un-
entgeltlichen Arbeit in Deutsch-
land eingeführt worden. Der Bun-
desfreiwilligendienst wurde von 
der Bundesregierung als Reakti-
on auf die Aussetzung der Wehr-
pflicht 2011 und damit auch des 
Zivildienstes geschaffen. Er soll die 
bestehenden Freiwilligendienste  
»Freiwilliges Soziales Jahr« und 
»Freiwilliges Ökologisches Jahr« 
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ergänzen und das bürgerschaftli-
che Engagement fördern. Ziel ist es 
unter anderem auch, das Konzept 
des Freiwilligendienstes auf eine 
breitere gesellschaftliche Basis zu 
stellen, da der Bundesfreiwilligen-
dienst auch für Erwachsene über 
27 Jahre offen ist. Die allermeis-
ten sind jedoch Menschen, die 
nach Absolvierung der Schule und 
vor Beginn einer Berufsausbildung 
bzw. eines Studiums praktische Er-
fahrungen für ihr Leben sammeln 
wollen. Das Credo: »Nichts erfüllt 
mehr, als gebraucht zu werden.«
Mit dem Bundesfreiwilligendienst 
wurde den ehemaligen 17 Zivil-
dienstschulen eine neue Aufga-
be zuteil: Als Bildungszentren die 
Menschen pädagogisch zu beglei-
ten, die im Rahmen des Freiwilli-
gendienst Dienste verrichten mit 
dem Ziel, soziale, ökologische, kul-
turelle und interkulturelle Kompe-
tenzen zu vermitteln und das Ver-
antwortungsbewusstsein für das 
Gemeinwohl zu stärken.
Hierzu bietet die Wetzlarer Ein-
richtung für die jungen Erwach-
senen, die ihren Dienst in Teilen 
von Hessen und NRW leisten, ein 
mehrstufiges Seminarangebot an. 
Dabei ist ein einwöchiges Semi-
nar ein Pflichtangebot für als Bun-
desfreiwilligendienstleistende die-
ses Einzugsbereichs, für die Absol-

venten in kleineren Einrichtungen 
und Organisationen – immerhin 
4/5 der Menschen – ein Gesamt-
paket von fünf einzelnen jeweils 
5-tägigen Modulen. Betroffen sind 
hiervon mehrere Tausend – zu-
meist junge – Erwachsene, teilwei-
se auch Jugendliche unter 18 Jah-
ren. Daraus ergibt sich die Dimen-
sion des Aufgabenspektrums, wel-
ches das Team des Bildungszen-
trums zu leisten hat. Hierzu zäh-
len neben Joachim Wurst als Lei-
ter der Einrichtung zehn weitere 
Dozentinnen und Dozenten sowie 
für das Belegungsmanagement 
Pia Thauwald und Klaus-Dieter 
Winkler. 
Die Hausbewirtschaftung erfolgt 
durch eine eigene Betreibergesell-
schaft. Hierzu gehört neben dem 
Facility-Management die Verpfle-
gung der Hausgäste und Beschäf-
tigten.
Nach einem Informationsgespräch 
zeigten die beiden Gastgeber den 
SPDlern ihre Einrichtung, die sich 
an der Ernst-Leitz-Straße 49-53 
über 5 Etagen erstreckt und sich 
von ihren Standards im Spektrum 
der Einrichtungen für die außer-
schulische politische Jugend- und 
Erwachsenenbildung durchaus se-
hen lassen kann. Ein attraktives Ta-
gungszentrum, das an Wochenen-
den und während der dreiwöchi-
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Heute mal wieder ein Blick in 
ein trübes Kapitel unserer Ge-
schichte. Unmittelbar nach der 
Ernennung Adolf Hitlers zum 
Reichskanzler am 30. Januar 
1933 begannen die Nationalso-
zialisten mit der Zerschlagung 
parlamentarischer Institutio-
nen. Und gleichzeitig wurden 
politische Gegner gnadenlos 
verfolgt, bis hin zu Folter und 
Tod in Konzentrationslagern. 
Davon betroffen waren auch 
Abgeordnete des Hessischen 
Landtags in Darmstadt und der 
Kommunallandtage der preußi-
schen Regierungsbezirke Wies-
baden und Kassel.

v

Zur Erinnerung: kurz vor der 
Machtübernahme durch die Na-
zis führte Preußen im Jahre 1932 
eine Gebietsreform durch. Der 
bis dahin zur Rheinprovinz ge-
hörende Kreis Wetzlar wurde der 
Provinz Hessen-Nassau zuge-
ordnet – erweitert um Gemein-
den aus den benachbarten Krei-
sen Biedenkopf und Usingen. 
Nach dem Zweiten Weltkrieg 
wurde Preußen und damit die 
Provinz Hessen-Nassau aufge-
löst. Kreis und Stadt Wetzlar ge-
hörten nunmehr zum von der 
Militärregierung geschaffenen 
„Großhessen“, das mit der An-
nahme der Verfassung am 1. De-
zember 1946 den bescheidene-
ren Namen „Hessen“ bekam.

v

Der Landtag des Volksstaats 
Hessen und die beiden Kom-
munallandtage – also die Vor-
gänger des heutigen hessischen 
Landtags – wurden sofort nach 
der Machtübernahme von den 
Nationalsozialisten aufgelöst. 
Zahlreiche sozialdemokrati-
sche und kommunistische Ab-
geordnete gingen in den Un-
tergrund, viele wurden verhaf-

BÖKELS KOLUMNE
v

Zu den beruflich und politisch 
verfolgten Abgeordneten gehör-
te auch der Wetzlarer Sozialde-
mokrat Friedrich Fischer. 1885 in 
Wetzlar geboren, war er seit 1926 
Geschäftsführer der Allgemeinen 
Ortskrankenkasse (AOK) in Wetz-
lar und wurde dort 1933 aus po-
litischen Gründen entlassen. Zu-
nächst Mitglied der USPD, wur-
de er 1925 erstmals Vorsitzender 
der Wetzlarer SPD und dann auch 
der Kreis-SPD. Er engagierte sich 
von Anfang an im Reichsbanner 
„Schwarz-Rot-Gold“ , der 1924 in 
Wetzlar von aktiven Demokraten 
des liberalen Bürgertums und So-
zialdemokraten gegründet wurde 
,um die gefährdete Weimarer Re-
publik zu verteidigen. Ein wichti-
ger Förderer des Reichsbanners in 
Wetzlar war der Industrielle Ernst 
Leitz II. 1930 übernahm Friedrich 
Fischer den Vorsitz des Vereins, der 
über 500 Mitglieder hatte und bei 
Kundgebungen bis zu 6.000 Men-
schen mobilisieren konnte – bis er 
schließlich von braunen Horden 
bekämpft und von den Nazis ver-
boten wurde.

v

Seit 1921 Mitglied des Kreistages 
und 1923 bis 1924 Stadtverord-
neter in Wetzlar, war Friedrich Fi-
scher von 1925 bis 1932 Mitglied 
des Provinzial-Landtags der preu-
ßischen Rheinprovinz. Nach der 
Zuordnung des Kreises zur Pro-
vinz Hessen-Nassau kandidierte er 
für den nassauischen Kommunal-
landtag. Auch hier gewählt, konn-
te er das Mandat aber nicht antre-
ten. Auch er wurde in „Schutzhaft“ 
genommen, da – so beschreibt es 
der Historiker Michael Bermejo – 
„laut Polizeibericht angeblich die 
Gefahr bestanden habe, dass eine  
erregte Menge (d.h. eine Meute  
NSDAP-Anhänger), die sich am 
Abend des 29. März 1933 vor sei-
nem Haus und vor den Häusern 
anderer Parteiführer versammelt 

Gerhard Bökel war seit 1978 
Landtagsabgeordneter für 

Wetzlar, Landrat des Lahn-Dill-
Kreises und später Innen- und 

Landwirtschaftsminister

und seine Inhaftierung gefordert 
hatte, tätlich gegen ihn vorgegan-
gen wäre.“ Nach dem Krieg wurde 
Friedrich Fischer wieder Geschäfts-
führer der AOK und ehrenamtlicher 
Stadtrat. Er starb in seiner Heimat-
stadt im September 1958.

v

Anstelle von Friedrich Fischer 
nahm sein Ersatzmann Ludwig 
Bodenbender aus Salzböden am 4. 
April 1933 an der Sitzung des neu 
gewählten Kommunallandtages 
teil. Zwei Tage vorher war der ge-
lernte Metallarbeiter als Verwalter 
der AOK-Zahlstelle in Ehringshau-
sen fristlos entlassen worden. Kurz 
darauf wurde ihm – wie allen sozi-
aldemokratischen Abgeordneten 
– als Mitglied „einer staats- und 
volksfeindlichen Organisation“ die 
Wahrnehmung des Abgeordneten-
mandats untersagt. Anfang 1934 
wurde Bodenbender verhaftet und 
im Wetzlarer Gerichtsgefängnis 
eingekerkert. Nach dem Krieg wur-
de er Landtagsabgeordneter, Vor-
sitzender der SPD-Fraktion und 
1953 im Kabinett des legendären 
Ministerpräsidenten Georg August 
Zinn Hessischer Staatsminister für 
Landwirtschaft und Forsten. 

v

Zur Erinnerung an die vom NS-Re-
gime verfolgten Abgeordneten hat 
der Historiker Michael Berme-
jo – initiiert und unterstützt von 
der Historischen Kommission für 
Nassau – eine biographische Do-
kumentation verfasst: „Der Verfol-
gung ausgesetzt – Hessische Par-
lamentarier in der NS-Zeit“ (ISBN 
978-3-930221-34-9). Präsentiert 
werden die Biographien der Abge-
ordneten, die 1933 ihr Mandat ver-
loren oder nicht antreten durften. 
Eine lesenswerte Lektüre um nach-
zuvollziehen, mit welchen Schi-
kanen und menschenverachten-
den Methoden die Nazis gegen de-
mokratisch gewählte Abgeordne-

Die SPD-Fraktion im Wetzlarer Stadtparlament informiert
Ulrike Rühl im Bauausschuss · Besuch der Fraktion beim THW und der Zivildienstschule · Weitere barrierefreie Bushaltestellen

te vorgingen. Lesenswert aber 
auch, weil Bermejo aufzeigt, wie 
sich Überlebende des Nazi-Ter-
rors nach dem Krieg am Wieder-
aufbau demokratischer Struktu-
ren beteiligten.

v

Nicht überlebt hat der kom-
munistische Abgeordnete Wil-
helm Beutel, er wurde am 27. 
Juli 1944 durch das Fallbeil im 
Strafgefängnis Köln hingerich-
tet. Bermejo zitiert aus dem letz-
ten Brief Beutels an seine Mut-
ter: „ Heute schreibe ich Dir zum 
letzten Male. In zwei Stunden 
schlägt mein Herz nicht mehr. 
Mein Herz, das immer für Euch 
und die Menschheit geschla-
gen hat. Einmal muss ja jeder 
Mensch sterben und ich finde, 
dass – wenn es schon sein muss-
te – dies für mein kämpferisches 
Leben, wie das meine, doch der 
würdigste Tod ist.“

Der Verfolgung 
ausgesetzt 

Hessische 

Parlamentarier 

in der NS-Zeit“ 

(ISBN 978-3-

930221-34-9)

tet, wegen „Hochverrats“ verur-
teilt oder in Konzentrationslager 
verschleppt. So wurde der aus ei-
ner jüdischen Familie stammen-
de Sozialdemokrat Ludwig Pap-
penheim aus Eschwege, der in der 
„Volksstimme“ die Nazis kritisiert 
hatte, schon wenige Tage nach der 
Wahl im März 1933 in Schutzhaft 
genommen und später im Kon-
zentrationslager Neusustrum hin-
gerichtet. Ein ähnliches Schick-
sal traf Wilhelm Leuschner, einen 
der bekanntesten hessischen Wi-
derstandskämpfer. Der Gewerk-
schafter war als Landtagsabgeord-
neter und Innenminister ein ent-
schiedener Gegner der Nazis. Mit 
fünf am Attentat gegen Adolf Hit-
ler vom 20. Juli 1944 beteiligten Of-
fizieren wurde er Ende September 
1944 im Gefängnis Berlin-Plötzen-
see erhängt. Das Land Hessen ver-
leiht seit 1964 die Wilhelm-Leusch-
ner-Medaille an Personen, die sich 
um die Demokratie verdient ge-
macht haben.

v

Für den damals 31-jährigen Kom-
munisten Wilhelm Nickel aus Ar-
born im Dillkreis war das Gerichts-
gefängnis in Wetzlar im August 
1933 eine Zwischenstation, bevor 
er im Konzentrationslager landete. 
Er hatte noch nach der Ernennung 
Hitlers zum Reichskanzler bei den 
Wahlen am 12. März 1933 für den 
Kommunallandtag in Wiesbaden 
kandidiert und er wurde gewählt. 
Doch die Nazis untersagten ihm 
die Wahrnehmung des Abgeordne-
tenmandats – wie alle seine Partei-
genossen stand er unter dem Ver-
dacht des Hochverrats. 
Vom NS-Kreisleiter wurde er in 
„Schutzhaft“ genommen und 
von Wetzlar aus von der Gestapo 
schließlich ins Konzentrations-
lager Esterwegen verschleppt. Er 
überlebte und wurde 1948 für die 
Freie Wählergemeinschaft Bürger-
meister in Arborn und Kreistags-
abgeordneter.
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Wir freuen uns, dass Ulrike Rühl 
nach einigen Jahren Pause wieder 
in das Stadtparlament eingezogen 
ist. Die pensionierte Lehrerin hat 
eine langjährige kommunalpoli-
tische Erfahrung. Ihre hohe Fach-
kompetenz und ihr ruhiges Wesen 
ist eine Bereicherung in der Stadt-
verordnetenfraktion. Sie ist in den 
Bauausschuss berufen worden.

Barrierefreier Ausbau der Bus-
haltestellen wird fortgesetzt 
Der barrierefreie Umbau und Neu-
bau von Haltestellen ist eines der 
wichtigsten Themen, wenn es um 
die Schaffung einer „barrierefreien 
Mobilität im ÖPNV“ geht. 
Der Behindertenbeirat der Stadt 
Wetzlar hatte eine Prioritätenliste 
zum Ausbau barrierefreier Bushal-
testellen erarbeitet. Von dieser Lis-
te wurden in den letzten Jahren be-
reits einige Haltestellen umgebaut. 
Der mit der Erarbeitung der Priori-
tätenliste befasste Arbeitskreis hat 
sich dabei von vier Kriterien leiten 
lassen. 
• Zum einen sollten immer die 
Haltestellen für beide Fahrtrich-
tungen ausgebaut werden, 
• dann müssen vor allem zentra-
le Haltestellen berücksichtigt wer-
den, 
• es sollte in jedem Stadtteil zu-
mindest für jede Fahrtrichtung 
eine Haltestelle vorhanden sein 
• und der Weg zur nächsten barri-
erefreien Haltestelle sollte nicht zu 
weit sein.
Die größte und wohl auch bekann-
teste Maßnahme war in diesem 
Zusammenhang der Umbau des 
Leitzplatzes und der dortigen Bus-
haltestelle.
Auch in diesem Jahr werden vier 
weitere Bushaltestellen barriere-

frei ausgebaut. Es sind im Stadtge-
biet die Haltestellen Wetzlar Wil-
helm-Reitz-Platz, Kleegärten und 
Am Trauar, sowie in Dutenhofen 
die Gießener Straße.
Mit dem Ausbau wird voraussicht-
lich im April 2017 begonnen, er 
soll bis zum September 2017 abge-
schlossen sein.
Bärbel Keiner, Vorsitzende des Be-
hindertenbeirates: „Nicht nur für 
Menschen mit Behinderung sind 
barrierefreie Haltepunkte wichtig. 
Alle Fahrgäste, beispielsweise jun-
ge Mütter mit Kinderwagen oder 
Reisende mit schwerem Gepäck, 
profitieren davon.
Wir sind sehr froh, mit dem weite-
ren Ausbau eine Verbesserung der 
Lebensqualität für die Seniorinnen 
und Senioren sowie Menschen mit 
körperlichen Beeinträchtigungen 
zu schaffen.“

SPD-Fraktion hält an der  
WetzlarCard fest.
WetzlarCard beinhaltet zwei  
Busfahrkarten der Preisstufe I  
im Monat.
CDU, FDP und die NPD haben 
auch 2017 wieder Anträge gestellt, 
um die WetzlarCard ganz abzu-
schaffen oder einzuschränken. 
Die WetzlarCard-Inhaber bekom-
men 2 Gutscheine im Monat für 
Tagesfahrkarten der Preisstufe I 
(4,20 Euro für Erwachsene, 2,55 
Euro für Kinder). 
Dies ist der Opposition ein Dorn 
im Auge. Ziel der WetzlarCard ist 

gen Sommerpause durchaus auch 
von Dritten für ihre Tagungen, Sit-
zungen oder Seminare genutzt 
werden könnte. Wie, das verrät 
gerne Frau Thauwald, die tel. über 
92494-0 zu erreichen ist oder über 
die Homepage der Einrichtung.
Zur besseren Vernetzung und Ver-
ankerung des Bildungszentrums 
in der Stadt wurde in dem Ge-
spräch diskutiert z.B. für Schul-
absolventen einen Tag der offe-
nen Tür zu veranstalten, oder Ver-
anstaltungen zu gesellschaftspoli-
tisch brisanten Themen in der Ein-
richtung für die Stadtgesellschaft 
anzubieten. Kurzweilige 3 ½ Stun-
den für die anwesenden Sozialde-
mokraten.

es, Menschen mit geringem Ein-
kommen die Teilhabe am gesell-
schaftlichen Leben zu ermögli-
chen. Kinder können ihren Kin-
dergeburtstag in der Freizeithal-
le im Westend feiern. Sie erhalten 
eine 50%-Ermäßigung bei Ferien-
programmen der Stadt und bei An-
geboten des Jugendbildungswerks. 
Eltern und Kinder können kosten-
los in die städtischen Museen. 
Für Senioren gibt es eine 50%-Er-
mäßigung bei Seniorenveranstal-
tungen. 
Vergünstigte Volkshochschulkur-
se gibt es für alle Inhaber der Wetz-
larCard. Zudem vermittelt der Ver-
ein KulturTicket e.V. kostenlose 
Eintrittskarten für Kulturveranstal-
tungen und für ausgewählte Heim-
spiele der HSG Wetzlar und des 
RSV Lahn-Dill. Im Freibad Dom-
blick und im Hallenbad Europa 
gibt es vergünstigten Eintritt. 
Im Jahr 2016 gab es 2.380 Wetzlar-
Card-Inhaber. In der Altersgruppe 
der über 65-Jährigen ist der Anteil 
der Frauen am höchsten. 
Für die SPD-Fraktion gehört Ge-
rechtigkeit in eine moderne Stadt-
gesellschaft. 
Gerechtigkeit zeigt sich immer da-
ran, wie an die Schwachen, die 
Kinder, an Kranke, an Menschen 
mit Behinderung, an alte Men-
schen und Menschen mit gerin-

gem Einkommen gedacht wird 
und wie wir mit Iinen umgehen. 
CDU, FDP und die NPD zeigen mit 
ihren wiederkehrenden Anträgen, 
dass sie einen bestimmten Teil 
unserer Stadtgesellschaft an den 
Rand drängen wollen.
Die im Haushalt 2017 eingestell-
ten 127.500.– Euro für die Wetzlar-
Card sind ein wichtiger und wert-
voller Beitrag für eine solidarische 
und lebenswerte Stadt. 
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Die SPD hat in der großen Koalition 
dafür gesorgt, dass zum ersten Mal 
seit langem wieder bessere Renten-
leistungen möglich werden. 

Die abschlagsfreie Rente nach 45 
Beitragsjahren nutzt vor allem 
denjenigen, die lange ihren Bei-
trag zur Rentenversicherung ge-
leistet haben, denen es aber oft 
schwerfällt, bis 67 zu arbeiten. Mit 
der Mütterrente haben wir mehr 
Gerechtigkeit für über 9 Millionen 
Mütter geschaffen. 

Die Verbesserungen bei der Er-
werbminderungsrente helfen de-
nen, die aus gesundheitlichen 
Gründen nicht mehr weiterarbei-
ten können und die besonders von 
Altersarmut bedroht sind.

Mit dem Bundesteilhabegesetz 
(BTHG) haben wir eine der großen 
sozialpolitischen Reformen dieser 
Legislaturperiode durchgeführt. 
Wir schaffen damit mehr Mög-
lichkeiten und mehr Selbstbestim-
mung für Menschen mit Behinde-
rungen. 

Gleiche Bezahlung für gleiche 
Arbeit. Das muss im Zusammen-

Dagmar Schmidt:  
erfolgreiche sozialdemo kratische Politik in Berlin
Die SPD hat in der Regierungsverantwortung viel sozialdemokratische Politik durchgesetzt

spiel zwischen der Stammbeleg-
schaft und Leiharbeitnehmerin-
nen und Leiharbeitnehmer gel-
ten. Das muss ebenso für Frauen 
und Männer gelten. Dafür haben 
wir uns stark gemacht. Wir haben 
rechtliche Lücken bei Werkverträ-
gen geschlossen, Leiharbeit ge-
schützt, eine Frauenquote in Füh-
rungspositionen eingeführt, für 
eine bessere Vereinbarkeit von Fa-
milie und Beruf gesorgt und zuletzt 
haben wir uns mit einem besseren 
Auskunftsrecht für eine höhere 
Lohngerechtigkeit zwischen Män-
nern und Frauen eingesetzt.  

Wir haben in der Großen Koali-
tion Maßnahmen gegen Kinder-
armut umgesetzt. Diese sind aus 
meiner Sicht aber nicht ausrei-
chend, um die Situation grundle-
gend zu verbessern. Kinder haben 
ein eigenes Recht auf Bildung und 
Teilhabe. Ihr späterer Erfolg darf 
nicht vom Einkommen der Eltern 
abhängig sein! Ich arbeite für eine 
Kindergrundsicherung, denn Kin-
der haben eigenständige Rechte. 
Niemand soll wegen seiner Kinder 
in Armut geraten. Jedes Kind muss 

die gleichen Chancen auf ein gu-
tes und selbstbestimmtes Leben 
haben – unabhängig von Herkunft 
und Geschlecht.

Bei der Reform der Heil- und 
Hilfsmittelversorung konnte sich 
die SPD mit allen Forderungen 
durchsetzen – darunter z.B. auch 
eine verbesserte Übernahme der 
Kosten für Sehhilfen. 

Das gesellschaftliche und sozia-
le Leben findet vor Ort in den Städ-
ten, Dörfern und Gemeinden statt. 
Für den sozialen Zusammenhalt 
unserer Gesellschaft ist es daher 
von besonderer Bedeutung, dass 
die Kommunen ausreichend fi-
nanziell ausgestattet sind. Sie müs-
sen sowohl ihren Pflichtaufgaben 
als auch ihrem Gestaltungsauf-
trag gerecht werden können. Des-
wegen hat die SPD starke Entlas-
tungen für die Kommunen durch-
gesetzt. Ein Großteil der finanziel-
len Unterstützung des Bundes für 
die Kommunen wird über die Bun-
desländer nach eigenen Verfahren 
und Kriterien verteilt. Hier steht 
die Hessische Landesregierung in 
der Pflicht, die vorgesehenen Mit-

tel im vollen Umfang an die Kom-
munen weiterzureichen.

Die SPD hat in den vergangenen 
Jahren viel sozialdemokratische 
Politik durchgesetzt. 

Wenn Sie mehr über meine Ar-
beit wissen möchten, können 
Sie meinen Newsletter abonnie-
ren. DIE SCHMIDT erscheint am 

Ende jeder Sitzungswoche mit Be-
richten aus Berlin und aus dem 
Wahlkreis. – mit einer Mail (Be-
treff: Anmeldung DIE SCHMIDT) 
an dagmar.schmidt@bundestag.
de sind Sie dabei. Oder Sie besu-
chen meine Webseite unter www.
dagmarschmidt.de, folgen mir auf 
Twitter oder auf Facebook. 

Wichtig sind Termine vor Ort im Wahlkreis

Dagmar Schmidt mit dem Kanzlerkandidaten der SPD Martin Schulz

Bei einer Abstimmung im 
Bundestag

Im Abgeordnetenhaus Ihr Sohn ist immer mit dabei.
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erfolgreiche sozialdemo kratische Politik in Berlin
Die SPD hat in der Regierungsverantwortung viel sozialdemokratische Politik durchgesetzt

Der erstaunte Leser mag sich wun-
dern, was zu diesen beiden zumin-
dest gewagt anmutenden Fragen 
geführt hat. 

Nun ja, wer den letzten Wetzlar Ku-
rier aufmerksam angeschaut hat, 
der könnte die Antwort darauf 
schon erahnen. Nein, keiner der 
Artikel hat zu diesen Vermutungen 
geführt, sondern eine halbseitige 
Anzeige des Kopp Verlags in den 
letzten Ausgaben 2 und 3/2017. 

Ja, Sie haben richtig gelesen, der 
Kopp Verlag. Für diejenigen, de-
nen dieser kein Begriff ist, hier eine 
kurze Zusammenfassung: rechts-
populistisch, verschwörungsthe-
oretisch, pseudowissenschaftlich. 
Das CDU Blatt bewirbt ein Buch 
aus einem Verlag, der das Ver-
breiten von Unwahrheiten, Hetze 
und Angst zum erfolgreichen Ge-
schäftsmodell ausgebaut hat. 

Das Landesamt für Verfas-

Wetzlar Kurier in 
finanziellen Nöten?
Oder outet Irmer nun endlich die Quelle seiner 
reißerischen Artikel? 

sungsschutz Baden-Württemberg 
nimmt den Verlag und dessen Wer-
ke sogar in regelmäßigen Abstän-
den unter die Lupe. Leider hat man 
ja am gescheiterten NPD-Verbot 
gesehen, dass auch nachgewiese-
ne Bestrebungen gegen die frei-
heitliche demokratische Grund-
ordnung nicht notwendigerweise 
zu Konsequenzen führen. 

Aber zumindest von Vertretern 
einer Volkspartei, wie der CDU, 
sollte man erwarten, dass sie sol-
chen Scharlatanen und deren Wer-
ken nicht noch eine Bühne bauen. 

Als einzige Erklärung dafür, dass 
H.J. Irmer sich mit Volksverhetzern 
in ein Bett legt, kann man nur an 
schwere finanzielle Probleme glau-
ben. 

Oder gibt Irmer nun endlich sei-
ne rechtspopulistischen verschwö-
rungstheoretischen und pseudo-
wissenschaftlichen Wurzeln preis?

Verfassungsfeinde im Wetzlarer Parlament
Die rechtsradikale NPD: Rassistisch, völkisch und übersteigerter Nationalismus

Von sich selbst haben sie ein kla-
res Bild. Nur sie als NPD stünden 
für Werte und den Nationalstaat. 
Alle anderen Parteien, egal ob CDU 
oder SPD, ob FDP und erst recht 
die Grünen, existierten nur, um den 
Staat, den es nach ihrer Lesart ent-
weder nicht gibt oder nicht geben 
dürfte, zu ruinieren. 

Dass sich Eigenwahrnehmung und 
Fremdwahrnehmung oftmals un-
terscheiden, wird in der Betrach-
tung der NPD mehr als deutlich. 
Zwar ist die rechtsradikale Partei 
im Austeilen durchaus kräftig und 
radikal. Wird sie selbst jedoch be-
leuchtet, gilt sie als klagefreudig, 
bis hin zur „Prozesshanselei“.

Das Bundesverfassungsgericht 
hat mit seinem Urteil vom 17. Ja-
nuar 2017 klar und eindeutig fest-
gestellt, dass die NPD ein auf die 
Beseitigung der bestehenden frei-
heitlichen demokratischen Grund-
ordnung gerichtetes politisches 
Konzept vertritt. 

Sie will die bestehende Verfas-
sungsordnung durch einen an 
der ethnisch definierten „Volks-
gemeinschaft“ ausgerichteten au-
toritären Nationalstaat ersetzen. 
Ihr politisches Konzept missach-
tet die Menschenwürde und ist mit 
dem Demokratieprinzip unverein-
bar. Die NPD arbeitet auch plan-
voll und mit hinreichender Inten-
sität auf die Erreichung ihrer ge-
gen die freiheitliche demokrati-
sche Grundordnung gerichteten 
Ziele hin. 

Allerdings fehlt es – nach Ein-
schätzung des Bundesverfassungs-
gerichtes – an konkreten Anhalts-
punkten von Gewicht, die es mög-
lich erscheinen lassen, dass die-
ses Handeln zum Erfolg führt. Da-
her hat der Zweite Senat des Bun-
desverfassungsgerichts den zuläs-
sigen Antrag des Bundesrats auf 
Feststellung der Verfassungswid-
rigkeit und Auflösung der NPD und 
ihrer Unterorganisationen (Art. 21 
Abs. 2 GG) mit dem Urteil vom 17. 
Januar 2017 einstimmig als unbe-
gründet zurückgewiesen.

Dabei ist das Bundesverfas-
sungsgericht von folgenden Ar-
gumenten ausgegangen (Quelle: 
Pressemitteilung Nr. 4/2017 vom 
17. Januar 2017):

a) Das politische Konzept der 
NPD ist auf die Beseitigung der 
freiheitlichen demokratischen 
Grundordnung gerichtet.

b) Der von der NPD vertrete-
ne Volksbegriff verletzt die Men-
schenwürde. 

c) Das Politikkonzept der NPD 

ist auf die Ausgrenzung, Verächt-
lichmachung und weitgehende 
Rechtlosstellung von gesellschaft-
lichen Gruppen (Ausländern, 
Migranten, religiösen und sonsti-
gen Minderheiten) gerichtet.

d) Die NPD missachtet die frei-
heitliche demokratische Grund-
ordnung auch mit Blick auf das 
Demokratieprinzip. 

e) Die NPD ist für die Abschaf-
fung des bestehenden parlamenta-
risch-repräsentativen Systems und 
seine Ersetzung durch einen am 
Prinzip der „Volksgemeinschaft“ 
orientierten Nationalstaat.

f ) Die NPD weist eine Wesens-
verwandtschaft mit dem Natio-
nalsozialismus auf. Das Konzept 
der „Volksgemeinschaft“, die anti-
semitische Grundhaltung und die 
Verächtlichmachung der beste-
henden demokratischen Ordnung 
lassen deutliche Parallelen zum 
Nationalsozialismus erkennen. 
Hinzu kommen das Bekenntnis 
zu Führungspersönlichkeiten der 
NSDAP, der punktuelle Rückgriff 
auf Vokabular, Texte, Liedgut und 
Symbolik des Nationalsozialismus 
sowie geschichtsrevisionistische 
Äußerungen, die eine Verbunden-
heit zumindest relevanter Teile der 
NPD mit der Vorstellungswelt des 
Nationalsozialismus dokumen-
tieren. Die Wesensverwandtschaft 
der NPD mit dem Nationalsozialis-
mus bestätigt deren Missachtung 
der freiheitlichen demokratischen 
Grundordnung.

g) Einem Verbot der NPD steht 
nach der Entscheidung des Bun-
desverfassungsgerichtes letztlich 
nur entgegen, dass sich die NPD 

zwar zu ihren gegen die freiheitli-
che demokratische Grundordnung 
gerichteten Zielen bekenne und 
planvoll auf deren Erreichung hin 
arbeite, so dass sich ihr Handeln 
als qualifizierte Vorbereitung der 
von ihr angestrebten Beseitigung 
der freiheitlichen demokratischen 
Grundordnung darstellt. 

Es fehlt jedoch an konkreten An-
haltspunkten von Gewicht, die 
eine Durchsetzung der von ihr ver-
folgten verfassungsfeindlichen 
Ziele möglich erscheinen lassen. 
Denn: Ein Erreichen der verfas-
sungswidrigen Ziele der NPD mit 
parlamentarischen oder außerpar-
lamentarischen demokratischen 
Mitteln erscheint nach Einschät-
zung des Bundesverfassungsge-
richtes ausgeschlossen.

h) Im parlamentarischen Be-
reich verfügt die NPD weder über 
die Aussicht, bei Wahlen eigene 
Mehrheiten zu gewinnen, noch 
über die Option, sich durch die 
Beteiligung an Koalitionen eige-
ne Gestaltungsspielräume zu ver-
schaffen. 

i) Auf überregionaler Ebene ist 
sie gegenwärtig lediglich mit ei-
nem Abgeordneten im Europä-
ischen Parlament vertreten. Die 
Wahlergebnisse bei Europa- und 
Bundestagswahlen stagnieren auf 
niedrigem Niveau. Die NPD hat es 
in den mehr als fünf Jahrzehnten 
ihres Bestehens nicht vermocht, 
dauerhaft in einem Landesparla-
ment vertreten zu sein. Anhalts-
punkte für eine künftige Verände-
rung dieser Entwicklung fehlen. 

j) Hinzu kommt, dass die sons-
tigen in den Parlamenten auf Bun-
des- und Landesebene vertrete-
nen Parteien zu Koalitionen oder 
auch nur punktuellen Kooperatio-
nen mit der NPD bisher nicht be-
reit sind. Trotz ihrer Präsenz in den 
Kommunalparlamenten ist ein be-
stimmender Einfluss auf die poli-
tische Willensbildung auch in den 
kommunalen Vertretungskörper-
schaften weder gegeben noch zu-
künftig zu erwarten.

Nach den vom Bundesverfas-
sungsgericht überzeugend vorge-
tragenen Argumenten gehören die 
fünf Wetzlarer Stadtverordneten 
der NPD also einer Partei an, die 
verfassungsfeindlich ist. 

Dass diese Einschätzung des 
Bundesverfassungsgerichtes auch 
für die Wetzlarer Stadtverordne-
tenversammlung zutreffend ist, 

beweisen die Frauen und Männer 
der rechtsradikalen Partei in jeder 
Parlamentssitzung, die sie bewusst 
dazu missbrauchen, ihre rassisti-
schen, völkischen und nationalis-
tischen Parolen in widerwärtigen 

Redebeiträgen zu artikulieren. 
Vielleicht wäre die Entscheidung 

des Bundesverfassungsgerichtes 
weitreichender ausgefallen, wäre 
einmal eine Parlamentssitzung in 
Wetzlar besucht worden.

Kaum zu ertragen, NPD-Anhänger in Wetzlar

Viele junge Leute protestierten gegen die NPD

 Im Oktober 2016 zeigten bis zu 1.500 Demonstranten in Wetzlar den NPD-Sympathisanten, dass für sie kein Platz in Wetzlar ist
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Zum achten Mal hat die  
Wetzlarer SPD in diesem Jahr den 
Lina-Muders-Preis verliehen. 

Ausgezeichnet wurde Ernst Richter 
für seinen unermüdlichen Einsatz 
für das Erinnern, gegen das Ver-
gessen und das unablässige Eintre-
ten für die Werte unserer freiheitli-
chen, demokratischen und solida-
rischen Gesellschaft.

Der SPD-Bundestagsabgeordne-
ten Dagmar Schmidt war es vor-
behalten, im Lina-Muders-Saal 
der Wohnanlage in der Wetzla-
rer Brettschneider-Straße die Lau-
datio auf den 64jährigen Gewerk-
schafter und Vorsitzenden des 
„Vereins Wetzlar erinnert“ sowie 
Sprecher des Bündnisses „Bunt 
statt Braun“ zu halten.

Dagmar Schmidt rief in Erinne-
rung, dass unter Richters Regie be-
reits mehr als 1.400 Menschen den 
„Weg der Erinnerung“ genannten 
historischen Stadtrundgang mit 
Stationen aus Wetzlars „brauner 
Zeit“ unternommen haben. Der 
Ausgezeichnete habe in „Erzählca-
fés“ Zeitzeugen zu Wort kommen 
lassen, antifaschistische Schulpro-
jekte („Menschenbilder“) begleitet 
und Proteste gegen Neonazi-Auf-
züge in der Stadt initiiert.

 „Ich empfinde es als ein Ge-
schenk, in Frieden und Freiheit 
aufgewachsen zu sein. Menschen 
wie Ernst Richter schreiten ein, 
wenn der Gleichheitsgrundsatz 
des Grundgesetzes und Minder-
heitenrechte von rechts attackiert 
werden“, lobte Schmidt.

Und Menschen wie Ernst Richter 
gehören immer wieder ermuntert 
und in das öffentliche Bewusst-
sein gerückt, denn sie verteidigen 
die Freiheit, die es am Ende auch 
den Gegnern einer pluralen Gesell-
schaft erst ermöglicht, sich mit ih-
ren abseitigen Meinungen zu Wort 
zu melden.

Der Vorsitzende des Stadtver-
bandes der Wetzlarer SPD, Man-
fred Wagner, erinnerte an die Na-
mensgeberin des Preises. Lina Mu-
ders, die Arbeiterfrau aus der Wetz-
larer Neustadt, war 1919 in die SPD 
eingetreten, engagierte sich spä-
ter gemeinsam mit Willy Knothe, 
der zur damaligen Zeit Parteisekre-
tär der SPD in Wetzlar war, im Wi-
derstand gegen die Nationalsozia-
listen. Knothe, aber auch Lina Mu-
ders wurden für ihre unbeugsame 

Ernst Richter mit dem  
Lina-Muders-Preis ausgezeichnet
Dagmar Schmidt hält Laudatio auf den Gewerkschafter und Vorsitzenden des 
„Vereins Wetzlar erinnert“ sowie Sprecher des Bündnisses „Bunt statt Braun“

SPD-Fraktionsvorsitzende Sandra Ihne-Köneke, Ernst Richter und MdB 
Dagmar Schmidt

Haltung, ihren aufrechten Gang, 
inhaftiert und saßen im Gefäng-
nis. Knothe entging nur durch sei-
ne Flucht aus dem Frankfurter Po-
lizeigefängnis seiner Liquidation.

Während Willy Knothe nach dem 
Ende des Zweiten Weltkrieges Lan-
des- und stellvertretender Bundes-
vorsitzender der SPD, aber auch 
Bundestags-und Landtagsabge-
ordneter war, leistete Lina Muders 
in ihrer Heimatstadt Wetzlar ihren 
Beitrag zum Wiederaufbau eines 
demokratischen Gemeinwesens. 
Die Mitbegründerin der Wetzlarer 
Arbeiterwohlfahrt engagierte sich 
insbesondere als Abgeordnete des 
Wetzlarer Kreistages und als stell-
vertretende Vorsitzende der Wetz-
larer AWO.

Diejenigen, die Opfer des Nati-
onalsozialismus wurden, die sich 
gegen das menschenverachten-
de, mörderische Regime stellten, 
haben uns den Staat vermacht, in 
dem wir heute leben dürfen, so 
Wagner. Dieses Vermächtnis gilt 
es zu bewahren. Es ist Aufbäumen 
und Widerspruch gefragt, wenn 
Ewiggestrige mit dumpfen Parolen 
Stimmung machen. Wir leben in 
einer wehrhaften Demokratie. Sie 
fordert nicht nur die Organe des 
Staates, sondern jeden einzelnen, 

Mit der Festnahme eines Reichs-
bürgers in der benachbarten 
Gemeinde Biebertal zeigt sich deut-
lich: Dies ist nicht nur ein Phäno-
men in den Großstädten oder im 
Osten der Republik. 

Menschen, die die Bundesrepublik 
als Staat nicht anerkennen, gar ab-
lehnen und keinerlei Respekt vor 
dem Staat und seinen Einrichtun-
gen, wie der Polizei haben, gibt es 
auch im mittelhessischen Raum. 
Doch was sind „Reichsbürger“? 
Was eint diese Gruppe und warum 
agieren sie so, wie sie es tun?

Das Hessische Landesamt für 
Verfassungsschutz führt dazu auf 
seiner Homepage aus, dass Reichs-
bürger Gruppierungen und Ein-
zelpersonen sind, die aus unter-
schiedlichen Motiven und Be-
gründungen die Bundesrepublik 
Deutschland als Staat sowie deren 
Rechtssystem und Staatsorgane 
nicht anerkennen. 

Reichsbürger sind unter an-
derem der Auffassung, dass das 
Deutsche Reich fortexistiere. Dem 
Grundgesetz und dem freiheitli-
chen Rechtsstaat der Bundesrepu-
blik Deutschland sowie ihren de-
mokratisch gewählten Repräsen-
tanten wird von Reichsbürgern die 
Legitimation abgesprochen. 

Dabei berufen sie sich unter an-
derem auf das historische Deut-
sche Reich, verschwörungstheore-
tische Argumentationsmuster oder 
ein selbst definiertes Naturrecht. 

Reichsbürger sehen sich als au-
ßerhalb der Rechtsordnung ste-
hend. Sie sind deshalb in hohem 
Maße bereit, Verstöße gegen die 
Rechtsordnung zu begehen.

Gefährliches Phänomen 
„Reichsbürger“
Ca. 500 Reichsbürger in Hessen.  
Etliche davon gelten als rechtsextremistisch.

Die Szene der Reichsbürger ist 
dabei alles andere als homogen. In 
ihrer fundamentalen Ablehnung 
der Bundesrepublik Deutschland 
und ihrer gesamten Rechtsord-
nung ist sich diese Szene jedoch 
einig. Mit aggressiven Verhaltens-
weisen gegenüber den Gerichten 
und Behörden der Bundesrepublik 
Deutschland ist ein Kernelement 
ihrer Handlungen beschrieben. 

Die Reichsbürgerbewegung wird 
mittlerweile bundesweit vom Ver-
fassungsschutz beobachtet. Zuvor 
wurden bereits die als rechtsex-
tremistisch in Erscheinung getre-
tenen Reichsbürgergruppierungen 
Exilregierung Deutsches Reich und 
Freistaat Preußen beobachtet. 

Als rechtsextremistisch gel-
ten in diesem Zusammenhang 
jene Reichsbürger, die neben der 
Fortexistenz des Deutschen Rei-
ches zugleich rechtsextremistische 
Elemente wie Rassismus oder An-
tisemitismus, Fremdenfeindlich-
keit, übersteigerten Nationalismus 
oder völkischen Kollektivismus 
propagieren. 

Die hessischen Sicherheitsbe-
hörden gehen aktuell von mehr als 
500 Reichsbürgern in Hessen aus. 
Etliche davon gelten als rechts-
extremistisch. Ebenfalls verfü-
gen zahlreiche Personen, die den 
Reichsbürgern in Hessen zugeord-
net werden, über eine waffenrecht-
liche Erlaubnis. 

Das zeigt, dass es sich nicht um 
harmlose Spinner oder Sonderlin-
ge handelt, sondern um eine ge-
fährliche Gruppierung, die im Er-
gebnis eine Beseitigung unseres 
Staates durch „Nichtanerkennung“ 
anstrebt. 
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Der DLRG Ortsverband wächst  
kontinuierlich weiter. 

Oberbürgermeister Manfred 
Wagner würdigte im Rahmen sei-
nes Grußwortes diese positive Ent-
wicklung des inzwischen mehr als 
1.380 Mitglieder zählenden Ver-
bandes als Beleg für die engagierte 
Arbeit der Wetzlarer Organisation. 

Zugleich würdigte der OB den 
vielfältigen Einsatz der Rettungs-
schwimmer, sei es bei der Wass-

DLRG Wetzlar  
mit erfolgreichem Jahr
Positive Entwicklung mit inzwischen mehr als 
1.380 Mitgliedern des Ortsverbandes

Im Rahmen der Jahreshauptversammlung wurden einige Mitglieder für ihre 
langjährige Mitgliedschaft geehrt

erwacht, der Integrationsarbeit 
– die Wetzlarer Gruppe ist an-
erkannter Stützpunktverein im 
Rahmen der Initiative „Integrati-
on durch Sport“– oder in der Ju-
gendarbeit. Und schließlich kom-
me auch das Vereinsleben nicht 
zu kurz. 

Ganz offensichtlich, so Wagners 
Resümee, eine gelungene Kombi-
nation, die sich auch in der Viel-
zahl der zu ehrenden, langjährigen 
Mitglieder ausdrückt. 

sich einzumischen, wenn die Wer-
te der Demokratie in Gefahr gera-
ten, beschädigt zu werden. Die De-
mokratie wird nicht auf dem Sofa 
verteidigt, so Wagner.

Sandra Ihne-Köneke, die Vorsit-
zende der sozialdemokratischen 
Stadtverordnetenfraktion, hat-
te mit ihren Begrüßungsworten 
in den Abend eingeführt. Sie griff 
mit ihren Schlussworten auch das 
von Richter in seine Dankesworte 
einbezogene Zitat von Erich Käst-
ner auf: „Die Ereignisse von 1933 
bis 1945 hätten spätestens 1928 
bekämpft werden müssen. Später 
war es zu spät. Man darf nicht war-
ten, bis der Freiheitskampf Lan-
desverrat genannt wird. Man darf 
nicht warten, bis aus dem Schnee-
ball eine Lawine geworden ist. 
Man muss den rollenden Schnee-
ball zertreten. Die Lawine hält kei-
ner mehr auf.“ 

Mit dem Lina-Muders-Preis wol-
le die SPD dazu ermuntern, rol-
lende Schneebälle zu zertreten, 
die Zivilcourage zum Widerspruch 
bestärken, damit unsere Gesell-
schaftsordnung eine freiheitliche 
bleibt. 

Eindrucksvoll umrahmt wurde 
die Preisverleihung auch in diesem 
Jahr wieder von Julia Pritz (Harfe). 
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In Wetzlar steht im Jahr 2017 ein 
weiteres sportliches Großereig-
nis bevor: Am 1. und 2. Juli findet 
die Süddeutsche Meisterschaft der 
Leichtathleten im Stadion der Dom-
stadt statt. 

Dazu werden rund 1.200 Sportler 
erwartet. Oberbürgermeister Man-
fred Wagner (SPD) eröffnete jetzt 
gemeinsam mit Anja Wolf-Blan-
ke, der Präsidentin des Hessischen 
Leichtathletikverbandes (HLV), die 
erste Sitzung des Organisationsko-
mitees im Neuen Rathaus. 

„Mit dieser Veranstaltung schär-
fen wir unser Profil als Sportstadt 
zusammen mit den Vereinen und 
Verbänden. Die Rahmenbedin-
gungen in Wetzlar stimmen. 

Wenn man sich die Bestenlisten 
anschaut, fallen die vielen Best-
zeiten auf, die in Wetzlar gelau-
fen werden. Wir freuen uns auf die 
Süddeutsche Meisterschaft,“ so 
Wagner. Letztmals fand die Süd-
deutsche Meisterschaft 2012 im 
Wetzlarer Stadion statt, 2015 rich-
teten Stadt und Verband die Deut-
sche Meisterschaft U23 aus. 

Am 22.02.2017 wurde Rita Asper-
maier im Rahmen der Mitglieder-
versammlung der SPD Nauborn für 
40 Jahre Mitgliedschaft geehrt. 

Peter Pausch überreichte ihr als 
1. Vorsitzender und Ortsvorsteher 
die Urkunde. Vorstandsmitglied 
und Stadtverordnetenfraktions-

Wetzlar bereitet sich auf 
Leichtathletik-Meisterschaft vor
Wetzlar „der ideale Austragungsort. Nirgendwo funktioniert es besser.“ 

Rita Aspermaier geehrt  
für 40 Jahre in der SPD
Nauborner Mitgliederversammlung 

Ortsvorsteher Peter Pausch (SPD), Fraktionsvorsitzende Sandra Ihne-Köneke 
und Rita Aspermaier (von links)

Waldgirmeser Straße 38 · 35584 Wetzlar-Naunheim · Telefon 0 64 41 3 83 27 99  
Montag bis Sonntag von 11.30 -14.30 und 17.30 - 23.30 Uhr

Restaurant La Terrazza in Naunheim
Das Restaurant La Terrazza möchte, dass sie unvergessliche Momente in unse-
rem Haus erleben können. Wir stehen Ihnen mit italienischer und heimischer 
Küche zur Verfügung und unser Team verwöhnt sie mit neuen Weinen und 
verschiedenen Grappas. Wir bieten Ihnen auch ein täglich wechselndes Mit-
tagsmenu. Für Feierlichkeiten bieten wir Platz für bis zu 120 Personen mit 
einem breiten Spektrum an Speisen, sowie Buffets in verschiedenen Größen. 

Im Sommer steht unseren Gästen auch die Terrasse zur Verfügung.

Die gute Zusammenarbeit der 
vergangenen Jahre hob auch 
Wolf-Blanke hervor: „Mit der Deut-
schen Meisterschaft U23 haben 
wir vor eineinhalb Jahren eine Ver-
anstaltung angeboten, die bis heu-
te ihresgleichen sucht. Daran wer-

Idealer Austragungsort für große 
Sportveranstaltungen: Wetzlar mit 
dem schönen Stadion

vorsitzende Sandra Ihne-Köneke 
bedankte sich bei Rita Aspermaier 
für die langjährige Treue der SPD 
gegenüber. 

Menschen wie Rita Aspermaier 
bilden das starke Fundament der 
Partei. Sie lebt Solidarität, das Mit-
einander in der SPD, wie im Man-
dolinenverein. 

Traditionelles Heringsessen  
der Nauborner SPD
Politischer Aschermittwoch mit leckerem Heringssalat

Am Aschermittwoch fand in  
Nauborn wieder das traditionelle 
Heringsessen der Nauborner SPD 
statt.

Ortsvorsteher Peter Pausch konn-
te mehr als 30 Gäste begrüßen, da-
runter auch den SPD-Landtagsab-
geordneten Stephan Grüger, den 
Stadtverordnetenvorsteher Udo 
Volck und die SPD-Fraktionsvor-
sitzende der Stadtverordnetenver-
sammlung Sandra Ihne-Köneke.

Nach dem lecker zubereiteten 
Heringsstipp sprach Stephan Grü-
ger zu den Gästen. 

Er rief dazu auf, die Bundes-
tagsabgeordnete der SPD für den 
Lahn-Dill-Kreis, Dagmar Schmidt, 
bei der Bundestagswahl am 
24.09.2017 erneut zu wählen. Sie 
ist seit 2011 Bundestagsabgeord-
nete und hat unter anderem an der 
erfolgreichen Rentenreform und 
der Einführung des Mindestlohns 
mitgearbeitet. 

Grüger beendete seine Rede mit 
den Worten: „Es ist Zeit für mehr 
Gerechtigkeit, es ist Zeit für mehr 

Energie, es ist Zeit für Schulz.“
Stadtverordnetenvorsteher Udo 

Volck bedankte sich bei allen Ver-
einsaktiven, die mit ihrer Arbeit ei-
nen wertvollen Beitrag für die po-
sitive Lebensqualität in Nauborn 
leisten.

Sandra Ihne-Köneke erläuterte 
dazu, dass im Haushalt 2017 mehr 
als drei Millionen Euro für Sport 
und Bäder eingestellt sind. Der 

Zuschussbetrag für Kultur beträgt 
über 2,7 Mill. Euro. Diese umfäng-
lichen Leistungen seien nur durch 
einen ausgeglichenen Haushalt 
möglich geworden. Sie wies dar-
auf hin, dass die Vereinsarbeit und 
das Ehrenamt einen hohen Stel-
lenwert für die Stadt Wetzlar ha-
ben: so können Bürgerinnen und 
Bürger ihre Stadt mitgestalten und 
verändern.

Heiner Jung, Anzeigenredaktion

Liebe Leserin, lieber Leser,
die nächste Ausgabe der  
Wetzlarer Nachrichten erscheint 

Freitag, 9. Juni 2017

Anzeigen nehmen wir gerne auf
bis Mittwoch, 24. Mai 2017
Anfragen richten Sie bitte an:

post@heiner-medienservice.de
Telefon 0 64 41-7 25 00

den wir gemessen werden und dar-
an wollen wir uns auch gerne mes-
sen lassen.“ Für die Präsidentin 
der hessischen Leichtathleten ist 
Wetzlar „der ideale Austragungs-
ort. Nirgendwo funktioniert es bes-
ser.“

Stadtverordnetenvorsteher Udo Volck unterhält sich angeregt mit den Gästen
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Essen für einen guten Zweck
Traditionelles Heringsessen der SPD Hermannstein-Blasbach am politischen Aschermittwoch 

Auch in diesem Jahr veranstaltete 
die SPD Hermannstein-Blasbach 
ihr traditionelles Heringsessen, nun 
schon zum 21. Mal, für den guten 
Zweck am politischen Aschermitt-
woch. 

Die Veranstaltung fand diesmal im 
evangelischen Gemeindehaus in 
Hermannstein statt. Wie in jedem 
Jahr wurde den rund 50 Teilneh-
mern ein buntes Programm gebo-
ten. 
Als Gastredner waren sowohl die 
SPD Bundestagsabgeordnete Dag-
mar Schmidt (MdB) als auch der 
Stadtverbandsvorsitzende Man-
fred Wagner (OB Wetzlar) geladen, 
aber auch der Ortsvorsteher von 
Hermannstein, Karl-Heinz Schä-
fer, war dabei und ließ sich die He-
ringe für den guten Zweck mun-
den. Vor dem Speisen berichtete 
Dagmar Schmidt aus der Bundes-
politik der SPD und sprach über 
die vielen sozialdemokratischen 
Projekte, die während der Regie-
rungszeit auch gegen Widerstän-
de der CDU durchgesetzt werden 
konnten, wie z.B. die Rente mit 63 
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sowie den Mindestlohn. Sie ging 
aber auch auf Pläne der SPD für 
die nächste Legislaturperiode ein, 
in der der Fokus noch mehr auf 
soziale Gerechtigkeit gelegt wer-
den kann, wenn die SPD mit Mar-
tin Schulz stärkste Kraft wird. An-
schließend an Dagmar Schmidts 
Rede ging Manfred Wagner auf 
die Stadtpolitik in Wetzlar ein. Er 
sprach über die von der Koaliti-
on vorangetriebene Stadtentwick-
lung, die sich z.B. in Hermannstein 
mit den Baugebieten Rothenberg I 
und II positiv auswirkt. Auch über 

Frauen in der SPD können auch Heringssalat
Rund 100 Gäste kamen zum Heringsessen der SPD in Münchholzhausen ins Bürgerhaus

Trotz des Viertelfinales im DFB- 
Pokal fanden auch dieses Jahr  
wieder rund einhundert Dutenhofe-
ner und Münchholzhäuser den Weg 
in das Bürgerhaus zum traditionel-
len Heringsessen des Ortsvereins 
Münchholzhausen. 

Der Vereinsvorsitzende und Ort-
vorsteher Peter Helmut Weber er-
öffnete die Veranstaltung mit ei-
ner kurzen Begrüßung und gab das 
Zeichen an die Küche, die Tische 
mit Pellkartoffeln und leckerem 
Heringssalat zu bestücken. 

Nach dem Essen gab er einen 
Einblick in die Tätigkeiten des 
Ortsbeirates innerhalb des vergan-
genen Jahres. 

Danach berichtete die für den 
kurzfristig erkrankten Stadtrat Jörg 
Kratkey eingesprungene Frakti-
onsvorsitzende Sandra Ihne-Köne-
ke über aktuelles aus der Stadtver-
ordnetenversammlung in Wetzlar. 
Sie berichtete über die vorange-

triebene Haushaltskonsolidierung, 
mit welcher die Koalition im Wetz-
larer Rathaus am Ende des Jahres 
den BürgerInnen einen Haushalts-
überschuss vorlegen möchte. 

Sie berichtete über Fortschrit-
te in der städtischen Entwicklung 
wie die Ansiedlung des Ikea Mö-
belhauses, den geplanten Neubau 
des Stadthauses am Dom, die Ent-
wicklung der Bahnhofstraße und  
die Erweiterung des Leitzparks. 

In der darauffolgenden obliga-
torischen Fragerunde waren vor 
allem die mögliche Auflage des 
Gewerbegebietes Nord und das 
weitere Verfahren zum Bauge-
biet Schattenlänge Themen, wel-
che den Gästen unter den Nägeln 
brannten. Ortsvorsteher Peter We-
ber, Fraktionsvorsitzende Sandra 
Ihne-Köneke, sowie der Fraktions-
geschäftsführer Tim Brückmann 
nahmen an einer lebhaften Dis-
kussion teil und standen für Erklä-
rungen bereit. 

Lebhafte Diskussionen 
folgten auf die Redebeiträge Der Heringssalat und die Pellkartoffeln waren wie immer köstlich

MdB Dagmar Schmidt, Ortsvorsteher Peter Helmut Weber und SPD-
Fraktionsvorsitzende Sandra Ihne-Köneke

Frank Mignon SPD-Ortsvereinsvorsitzende 
Sabrina Zeaiter

SPD-MdB Dagmar Schmidt und OB Manfred Wagner waren die Gastredner 
auf einem gut besuchten Heringsessen

Dieser direkte Austausch zwi-
schen Bürgerinnen und Bürgern 
mit den kommunalen Vertretern 
stieß bei den Zuhörern auf großes 
Lob, gerade weil auch auf kritische 
Fragen ohne Ausschweife geant-
wortet wurde. 

Als letzte Rednerin machte 

auch die Bundestagsabgeordne-
te Dagmar Schmidt im Bürgerhaus 
Münchholzhausen Halt auf ihrer 
Tour zum politischen Aschermitt-
woch. Sie berichtete von den Er-
folgen sozialdemokratischer Poli-
tik innerhalb der ablaufenden Le-
gislaturperiode im Bundestag. Vor 

allem aber lobte sie, dass mit Mar-
tin Schulz nun ein Spitzenkandi-
dat der SPD aufgestellt wurde, wel-
cher wie kein anderer demokrati-
sche und europäische Ideale ver-
körpert. Sie versprach einen span-
nenden Wahlkampf und einen 
noch spannenderen Wahl abend. 
Auch sie stand zum Ende ihres Bei-
trags den Anwesenden Rede und 
Antwort zu bundespolitischen 
Themen. Zur Verabschiedung riet 
sie noch, den 24. September 2017 
schon einmal rot im Kalender an-
zustreichen. Ganz im Tenor zu ih-
ren Vorrednern warb sie ebenso 
darum, den Populisten die Stimme 
zu verweigern und die demokrati-
schen Parteien zu unterstützen. So 
konnte am Ende ein gemeinschaft-
liches Motto für die gesamte Ver-
anstaltung formuliert werden: Ge-
meinsam vor Ort Politik gestalten 
für ein weltoffenes, zukunftsori-
entiertes Deutschland in der Mit-
te Europas.

die WetzlarCard sprach er, die es fi-
nanziell schlechter gestellten Wetz-
larerinnen und Wetzlarern ermög-
licht, am gesellschaftlichen Leben 
in Wetzlar teilzuhaben.   Abgerun-
det wurde der Abend von Frank 
Mignon, der aus seiner satirischen 
Kolumne frank & frei vortrug und 
sich dabei musikalisch begleitete. 
Der Erlös aus dieser Veranstaltung 
geht an den Förderkreis der Phil-
ipp-Schubert-Schule und ermög-
licht die Finanzierung von Projek-
ten, die vom Schulträger nicht un-
terstützt werden. 
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Wahlkampf auf Kosten der griechischen Bevölkerung – 
Schäuble riskiert neue Griechenland-Krise
Udo Bullmann: Ein Grexit würde die gesamte EU erneut in schwerste wirtschaftliche und politische Turbulenzen bringen. 

Reform des Unterhaltsvorschusses –  
weiterer wichtiger Beitrag gegen Kinderarmut
Künftig soll der monatlich gezahlte Unterhaltsvorschuss bis zum 18. Lebensjahr gezahlt werden

Die Euro-Finanzminister sollten 
zufrieden sein mit Griechenland. 
Ende 2016 präsentierte das Land 
Wachstums- und Haushaltszahlen, 
die die Erwartungen seiner Gläubi-
ger deutlich übertrafen. 

Und dennoch droht die Griechen-
land-Rettung erneut ins Stocken 
zu geraten. Grund ist vor allem das 
Kalkül von konservativen Austeri-
täts-Verfechtern um Finanzminis-
ter Schäuble, die das Ringen um 
die Zukunft Griechenlands in der 
Eurozone gerne zum zentralen 
Thema im anstehenden Bundes-
tagswahlkampf machen wollen. 
Je näher die heiße Phase des Wahl-
kampfs kommt, desto lauter wer-
den die Grexit-Stimmen schreien.

Seit 2015 läuft das mittlerweile 
dritte Reform- und Hilfsprogramm 
für Griechenland, an dem bislang 
nur die Euro-Staaten als Geldge-
ber beteiligt sind. Auf Druck der 
Euro-Finanzminister soll nun al-
lerdings auch der Internationa-
le Währungsfonds (IWF) an Bord 
kommen. 

Das bringt allerdings Probleme. 
Der IWF erkennt zwar an, dass bei 
der Reform der griechischen Wirt-
schaft und der öffentlichen Verwal-
tung bereits vieles geleistet wurde. 
Für eine dauerhafte Lösung, so der 
IWF, brauche es aber einen um-
fangreichen Schuldenschnitt, was 
die Kürzungspolitiker um Wolf-

Durch eine Ausweitung des Unter-
haltsvorschusses sollen Alleiner-
ziehende und ihre Kinder besser 
unterstützt werden. 

Darauf haben sich unter gro-
ßem Einsatz von unserer Famili-
enministerin Manuela Schwesig 
Bund und Länder geeinigt. Künf-
tig soll der monatlich gezahlte Un-
terhaltsvorschuss bis zum 18. Le-
bensjahr gezahlt werden; die maxi-
male Bezugsdauer von 72 Monaten 
soll entfallen. 

In Kraft treten soll die Reform 
zum 1. Juli 2017.

2,3 Millionen Kinder in Deutsch-
land wachsen in einer Ein-El-
tern-Familie auf. Ihnen droht häu-
figer ein Leben in Armut als Gleich-
altrigen, die mit beiden Elterntei-
len zusammen leben. Die Situati-
on verschärft sich noch, wenn der 
andere Elternteil nicht regelmäßig, 
gar nicht oder nicht rechtzeitig Un-
terhalt zahlt. Hier soll der monat-
lich gezahlte Unterhaltsvorschuss 
ausgleichen.

Die im vergangenen Jahr veröf-
fentlichte Studie der Bertelsmann 
Stiftung zu Kinderarmut zeigt, dass 
37,6% der Kinder von Alleinerzie-
henden von Armut gefährdet sind. 
50 Prozent dieser Kinder erhal-
ten keinen Unterhalt; 25 Prozent 
bekommen weniger als ihnen zu-
steht. Die Folgen von Kinderarmut 

gang Schäuble sehr nervös macht. 
Außerdem verlangt der IWF wei-

tere tiefe Einschnitte im Arbeits-
markt und in den Sozialsystemen, 
Einschnitte, die mit der Tsipras Re-
gierung nicht zu machen sind. Da-
mit hat sich der IWF zwischen alle 
Stühle gesetzt, da er beide seiner 
europäischen Partner gegen sich 
aufgebracht hat. 

Statt im Wege von Dreiergesprä-
chen konstruktiv nach einem Kom-
promiss zu suchen, arbeiten sich 
die deutschen Austeritäts-Verfech-
ter viel lieber an der linken Regie-
rung in Athen ab und bemühen er-
neut das Klischee des verschwen-
derischen und reformunwilligen 

Udo Bullmann ist Vorsitzen-
der der SPD-Europaabgeord-
neten. Der Finanzmarkt- und 
Wirtschaftsexperte gehört seit 
1999 dem Europäischen Parla-
ment an. Der gebürtige Gieße-
ner betreut 18 kreisfreie, bzw. 
Sonderstatus Städte und Land-
kreise in Mittelhessen, der 
Rhein-Main-Region und Süd-
hessen. 

Dagmar Schmidt ist seit 2013 
Mitglied im Deutschen Bundes-
tag. Dort ist sie im Ausschuss für 
Arbeit und Soziales und stellver-
tretendes Mitglied im Petitions-
ausschuss und im Auswärtigen 
Ausschuss. Sie ist zudem Vor-
sitzende der Deutsch-Chinesi-
schen Parlamentariergruppe. 
Im Dezember 2015 wurde sie zum 
zweiten Mal in Folge in den Bun-
desvorstand der SPD gewählt, wo 
sie sich ebenfalls hauptsächlich 
mit dem Themenbereich Arbeit 
und Soziales beschäftigt. 

und fehlender Unterhaltszahlun-
gen sind nicht erst seit dieser Ver-
öffentlichung ein wichtiges The-
ma für die SPD-Fraktion. Nach ak-
tueller Rechtslage erhalten Kinder, 
die keinen regelmäßigen Unter-
halt erhalten, bis zur Vollendung 
des zwölften Lebensjahres für ma-
ximal 72 Monate Unterhaltsvor-
schuss. 

Diese Begrenzung auf das Alter 
und die Dauer ist aus meiner Sicht 

Wir sind 
die Experten für  
 neue Energien!

Moritz-Hensoldt-Straße 20 
35576 Wetzlar 

Tel. (0 64 41) 2 10 43-0

Pleitegeiers in Athen. Zuletzt gin-
gen einige Vertreter von Union und 
FDP sogar so weit, erneut den Aus-
schluss Griechenlands aus der Eu-
rozone zu fordern.

Schäuble und seine Getreu-
en folgen mit ihrer aktuellen Tak-
tik einem perfiden Kalkül. Mit ih-
ren Attacken gegen Griechenland 
versuchen sie sich in Wahlkampf-
zeiten als konservative Kraftprotze 
zu profilieren, immer in der Hoff-
nung, dass die Parole ‚keinen Euro 
mehr für die Pleite-Griechen‘ in 
der eigenen Wählerschaft Beifall 
garantiert – und gleichzeitig viel-
leicht ein paar der Abtrünnigen in 
der AfD einsammelt. 

nicht gerecht! Die Kosten für Kin-
dererziehung hören nicht mit dem 
zwölften Lebensjahr oder nach 6 
Jahren auf. Alleinerziehende benö-
tigen auch darüber hinaus finan-
zielle Unterstützung. Aus diesem 
Grund ist diese Reform der Unter-
haltsvorschussregelung dringend 
notwendig. 

Es ist dem großen Einsatz un-
serer Familienministerin, Manue-
la Schwesig, zu verdanken, dass es 

Es handelt sich dabei aller-
dings auch um einen klassischen 
Fall versuchter Vorwärtsverteidi-
gung. Denn der Lärm, den die Gre-
xit-Geier mit ihren neuen Spar-
forderungen verursachen, über-
tönt die rationalen, für Schäub-
le aber unliebsamen Argumente 
für eine begrenzte Schulderleich-
terung, die ebenfalls vom IWF ge-
fordert wird. Um auf lange Sicht zu 
nachhaltigem Wachstum und sozi-
alem Frieden in Griechenland zu-
rückzukehren, sollten solche Maß-
nahmen nicht grundsätzlich aus-
geschlossen werden. So hatte die 
Eurogruppe im vergangenen Mai 
klug vereinbart, bedarfsabhän-
gig über Schuldenrestrukturierun-
gen zu sprechen, wenn die Grie-
chen ihre Reformzusagen einhal-
ten. Auch Wolfgang Schäuble war 
damals dabei...

Wann es zu einer Beilegung der 
aktuellen Konflikte kommen wird 
und ob dann auch der IWF das 
laufende Programm unterstützt, 
bleibt derzeit offen. Gerade Letzte-
res wird dabei entscheidend sein. 
Denn ohne den IWF wollen sich 
auch andere Regierungschefs nicht 
(weiter) beteiligen. Sollten die 
Geldgeber und der IWF sich nicht 
bald einigen, steht uns wegen der 
Wahlen in den Niederlanden und 
in Frankreich wahrscheinlich bis 
Sommer eine erneute Hängepartie 
bevor. Am Ende könnte eine grie-

chische Staatspleite drohen. Der 
darauffolgende Grexit würde die 
Eurozone und die gesamte EU er-
neut in schwerste wirtschaftliche 
und politische Turbulenzen brin-
gen. Soweit darf es nicht kommen, 
der wahlkampfgesteuerte Teufels-
kreis, in dem sich Griechenland 
befindet, muss aufhören.

zu einer Reform kommt. Unter ih-
rer Führung haben sich Bund und 
Länder, trotz des harten Wider-
standes der CDU, darauf verstän-
digt, den Anspruch auf Unterhalts-
vorschuss auszuweiten. 

Insgesamt werden ca. 260.000 
Kinder von der Neuregelung des 
Unterhaltsvorschusses profitieren.

Neben der Erhöhung des Kinder-
geldes und des Kinderfreibetrages 
leisten wir mit der Ausweitung des 
Unterhaltsvorschusses einen wei-
teren wichtigen Beitrag im Kampf 
gegen Kinderarmut. Denn jedes 
Kind und jede und jeder Jugendli-
che soll die gleiche Chance auf ein 
gutes Leben haben.

Dunkle Wolken über der Akropolis

Alleinerziehende benötigen finanzielle Unterstützung.
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Videoüberwachung im öffentlichen Raum
Oder das Märchen von mehr Sicherheit durch immer mehr Maßnahmen

Irmer in Panik: Die SPD will ihm die Fleischwurst verbieten! 
Am vergangenen Donnerstag erschien die monatliche Ausgabe des „Wetzlar Kurier“ 3/2017 und titelte mit Panikattacken

Nicht erst seit dem grausamen und 
heimtückischen Anschlag auf den 
Weihnachtsmarkt in Berlin oder  
den Pariser Terrorattacken gegen 
Charlie Hebdo und Bataclan wird 
die Forderung nach mehr Video-
überwachung im öffentlichen Raum 
geäußert. 

Den meisten wird das erste Auf-
kommen dieser Forderung nach 
dem 11. September 2001 noch gut 
in Erinnerung sein. Seitdem kann 
eine stete Zunahme an Kameras 
auf öffentlichen Plätzen wahrge-
nommen werden.

 Noch heute ist die erste Reaktion 
im Zuge eines ähnlichen Vorfalls – 
meist konservativer Politikerinnen 
und Politiker – die Forderung nach 
mehr Videoüberwachung. Wie 
auch zuletzt in der Stadtverordne-
tenversammlung von CDU- Mann 
Klaus Breidsprecher gefordert: Der 
Magistrat solle, gemeinsam mit 
Vertreterinnen und Vertretern der 
Polizei und des Ordnungsamtes, 
sinnvolle Flächen im Stadtgebiet 
ermitteln, welche prädestiniert 
für eine zusätzliche Überwachung 
durch Kameras sein könnten. Hin-
tergrund ist auch hier, wie bei ver-
gleichbaren Maßnahmen, das ver-
meintlich schrumpfende Sicher-
heitsgefühl der deutschen Bürge-
rinnen und Bürger zu besänftigen. 

In der Tat berichten immer mehr 
Menschen, vor allem Frauen, von 
einem wachsenden Unwohlsein. 
Hierbei spielen unter anderem 
Ängste gegenüber bestimmten 

Hinter dem unverfänglichen Namen 
„Wetzlar Kurier“ verbirgt sich die 
werbefinanzierte Wurfzeitung des 
CDU-Landtagsabgeordneten und 
aktuellen Bundestagskandida-
ten für den Wahlkreis 172 (Lahn-
Dill-Kreis, Biebertal, Wettenberg) 
Hans-Jürgen Irmer. 

Das Blatt titelte unter der Schlag-
zeile „Die SPD auf dem Marsch 
in eine andere Republik“ vier ver-
schiedene Kurznachrichten, die 
sich mit unterschiedlichen Positi-
onen von SPD-Politiker*innen be-
fassen.   

Die Aussage von Martin Schulz 
wird dabei völlig aus dem Kontext 
gerissen. Hört man sich die gesam-
te Passage seiner Rede an, aus der 
das Zitat entnommen ist, versteht 
man seine Aussage: 

„Was die Flüchtlinge zu uns 
bringen, ist wertvoller als Gold… 
Es ist der unbeirrbare Glaube an 
den Traum von Europa. Ein Traum, 
der uns irgendwann verloren ge-
gangen ist.“ 

In diesem Zusammenhang 
schlägt er beispielsweise vor, mehr 
Kompetenzen auf die nationale, 
regionale oder kommunale Politik-
ebene zu verlagern, um sie zurück 
zu den Menschen zu holen.

Zur Bewältigung der Flüchtlings-
situation bedürfe es aber auch ei-
ner gemeinsamen europäischen 
Lösung mit den entsprechenden 
Kompetenzen auf europäischer 
Ebene statt nationaler Alleingänge. 
Eben solche führen dazu, dass we-

Gruppen, insbesondere auslän-
disch wirkenden Menschen, eine 
Rolle, aber auch Betrunkene und 
Jugendliche werden als Gefahr 
wahrgenommen und, wie die ak-
tuelle Berichterstattung zeigt, ist 
dies auch nicht in jedem Fall un-
berechtigt. 

Zum Beispiel kam es an Silves-
ter 2015 zu dutzenden sexuellen 
Übergriffen auf der Domplatte in 
Köln, in Berlin wurde ein Obdach-
loser in Brand gesetzt und eine 

Frau die Treppe einer U-Bahn hi-
nabgetreten usw.. 

So gesehen wundert die Forde-
rung nach einer erhöhten Präsenz 
des Staates nicht. Auch geben Er-
mittlungserfolge einzelner Vorfälle 
dem Verlangen breiter Teile der Be-
völkerung Recht. Die U-Bahn-Tre-
ter konnten nach kürzester Zeit 
ermittelt werden und auch der 
Brand anschlag auf den Obdachlo-
sen war schnell aufgeklärt. 

Der Anschlag durch Anis Amri 

jedoch konnte anhand des Video-
materials weder verhindert, noch 
erfolgreich aufgearbeitet werden. 
Wie sich bereits in weiten Teilen 
der Bevölkerung herumgespro-
chen hat, springen Kameras nicht 
einfach von ihren Masten und kön-
nen dementsprechend auch keine 
Verbrechen verhindern. 

Sie dienen lediglich als Mittel zur 
Aufklärung und vielleicht in eini-
gen Fällen als Placebo für das ei-
gene Sicherheitsgefühl. Vielmehr 
zeigen sie das eigentliche Versa-
gen der nationalen Sicherheitspo-
litik, nämlich die Folgen einer jahr-
zehntelangen Entpersonalisierung 
des öffentlichen Raums; Stich-
wort: Unterbesetzung der Polizei 
und anderer Sicherheitsorgane. An 
Bahnhöfen finden unbehelligt Ge-
walttaten und Drogendelikte statt 
und bei größeren Menschenan-
sammlungen muss die bereits un-
terbesetzte Polizei vor ihrer Aufga-
be kapitulieren. 

Ebenso zeigte der Fall Amri, dass 
vor allem die Überforderung der 
Behörden, sogenannte „Gefähr-
der“ zu erkennen und zu observie-
ren, in genau solch einer Katastro-
phe enden kann. Ein Mehr an Si-
cherheit kann es nur geben, wenn 
sowohl mehr Sicherheitskräfte, wie 
auch juristisches Personal einge-
stellt werden.

Ein vollständiger Verzicht auf 
Videoüberwachung hingegen ist 
ebenso verkehrt wie ein planlo-
ser Ausbau, denn nicht jeder Platz 
kann rund um die Uhr bewacht 

werden. Auch sind Zeugenaussa-
gen oftmals zu ungenau. Hier kann 
eine überlegte Observierung durch 
Kameras Abhilfe schaffen. Drogen-
handel, Vandalismus und Dieb-
stahl können eingedämmt wer-
den, wohingegen Verbrechen einer 
anderen Qualität, wie spontane 
Gewalttaten und Terrorakte, sich 
kaum durch das auf sie gerichtete 
Objektiv verhindern lassen.

Klaus Tschackert von der Wetzla-
rer SPD-Fraktion antwortete dem-
entsprechend unserem ehemali-
gen Bürgermeister Breidsprecher 
treffend auf seinen Antrag hin, 
dass die Privatsphäre ein schüt-
zenwertes Gut der Demokratie ist 
und nicht umsonst besonderen 
Schutz durch das Grundgesetz ge-
nießt. Sie ist das Erste, was Auto-
kratien bei ihrem Aufstieg beseiti-
gen möchten. 

Dies gilt es bei einer solchen For-
derung nach mehr Überwachung 
zu bedenken. Man darf nicht ver-
gessen, dass Kameras keinen Un-
terschied zwischen Täterinnen 
und Tätern, Opfern und Unbetei-
ligten kennen. Jeder, der ihren Fo-
kus kreuzt, steht bereits unter Ge-
neralverdacht. Auf die Aufnahme 
eines Verbrechens kommen hun-
derte Stunden Bildmaterial unbe-
scholtener Mitbürgerinnen und 
Mitbürger. Dies darf bei allen, 
durchaus berechtigten Ängsten, 
nicht vergessen werden.

nige Länder die Folgen alleine be-
wältigen müssen. 

Diese kritischen und konstrukti-
ven Ansätze verschweigt der Wetz-
lar Kurier.

Dem charismatischen SPD-Spit-
zenkandidaten die gehasste Zu-
wanderung anzulasten, ist wesent-
lich einfacher, als anzusprechen, 
dass das CDU-geführte Bundesin-
nenministerium sich immer wie-
der aufs Neue mit Inkompetenz 
und Unwille selbst übertrifft, die 
Aufnahme geflüchteter Menschen 
verträglich zu gestalten.

Die SPD-Umweltministerin Bar-
bara Hendricks möchte Fisch und 
Fleischprodukte verbieten… 

…Als Gastgeberin bei Empfän-
gen im Umweltministerium. 

Dieser Umstand könnte 
schlimmstenfalls den Autor des 
Artikels persönlich betreffen, falls 
er jemals mit einer Einladung 
in das Bundesumweltministeri-
um rechnen sollte. Eine generel-
le Ablehnung dieser Forderung er-
scheint hingegen nicht plausibel. 
Statt „Bevormundung“ möchte die 
Bundesumweltministerin lokale 
Erzeuger*innen fördern und den 
Umland-Bauernhof gegenüber im-
portierten Chlorhühnchen vor-
ziehen. Die Umsetzung der Idee 
zielt darauf ab, als gutes Vorbild im 
Hinblick auf die Reduzierung des 
Fleischkonsums voranzugehen. 

Auch dieser Umstand stößt bei 
Herrn Irmer offenbar auf Unver-
ständnis. Der Draht zur örtlichen 
Landwirtschaft im Lahn-Dill-Kreis 

scheint hier gänzlich verloren ge-
gangen zu sein, wenn das Fleisch 
vom Discounter in den Augen des 
Unionspolitikers dem Erzeugnis 
des lokalen Bauern vorgezogen 
werden sollte.

Flankiert werden die aus dem 
Kontext gerissenen Zitate des po-
litischen Gegners (SPD), der aus 
Sicht der CDU beängstigend er-
starkt ist, von der gefälligen Selbst-
darstellung Irmers:

Zum einen sieht er sich als Wah-
rer der inneren Sicherheit, wenn es 
darum geht, auf Veranstaltungen 
der „Bürgerinitiative“ Pro Polizei 
e.V., der er selbst vorsitzt, präsent 
zu sein. Zum anderen scheint es 
mit der Wertschätzung für die hes-
sische Polizei nicht so weit her zu 
sein, da er als Teil der schwarz-grü-
nen Landesregierung durchaus 
dafür sorgen könnte, die adäqua-
te Bezahlung und Einstellung wei-
terer Polizist*innen zum Abbau 
der siebenstelligen Überstunden-
zahl voranzubringen. Hier lässt er 
seinen Worten jedoch keine Taten 
folgen.

Auf der letzten Seite des Blatts 
findet sich eine halbseitige Anzei-
ge des sektiererischen KOPP-Verla-
ges, der seit Jahren mit pseudowis-
senschaftlichen Thesen über histo-
rische Unwahrheiten, die „Asylin-
dustrie“ oder gar UFO-Sichtungen 
von sich hören lässt. Letztlich fügt 
sich der Verlag mit seinen „alter-
nativen Fakten“ jedoch hervorra-
gend in die Rhetorik des Gesamt-
pamphlets „Wetzlar Kurier“.

Bereits in der Vergangenheit 
wurden regelmäßig Anzeigen des 
vom Verfassungsschutz als „rechts-
extremistisch“ eingestuften Ver-
eins „Die deutschen Konservati-
ven e. V.“ veröffentlicht, die vor 
den „schlimmen, roten Funda-
mentalisten“ aufseiten der Grünen 
warnten.

Der Wetzlar Kurier kann auch in 
diesem Monat nicht überraschen, 
ist er doch traditionell tendenziös 
und in seiner Argumentation völ-
lig beliebig. Doch eines mag den 
geneigten Leser*innen aufgefallen 
sein, die die Titelseite auf den we-
nigen Metern zwischen Zeitungs-
rolle und Altpapiertonne gelegent-
lich überflogen haben: 

Die CDU hat Angst. Nach lan-

gen Zeiten der Höhenflüge ern-
tet die CDU in den Umfragen den 
Lohn für die traurige Gestalt, die 
sie seit Beginn in der Großen Koali-
tion abgibt. Auf Seiten der SPD hat 
sich jedoch ein authentischer, bo-
denständiger und sympathischer 
Kandidat Schulz angeschickt, Frau 
Merkel die leidige Kanzlerschaft 
abzunehmen und das Amt mit fri-
schem Wind und neuer Energie zu 
füllen. 

Dem „Schulzzug“ kann die Uni-
on weder personell noch inhalt-
lich etwas entgegenstellen und sie 
fürchtet nun, überrollt zu werden. 
Mit dieser Verzweiflung in den Au-
gen wird, selbst für CDU-Verhält-
nisse überraschend früh, in die un-
tersten Schubladen gegriffen.

Den Schulzzug wird auch ein Wetzlar Kurier nicht aufhalten können
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BÄRBELS BAUERNBROT

Foto: Bärbel Keiner

Bärbel Keiner, 
für die SPD im Magistrat und Vor-
sitzende des Behindertenbeira-
tes, macht sie sich ihr Brot öfter 
selbst und gibt uns hier das Re-
zept für ihr Bauernbrot.

Zutaten

Die neun guten Gründe für die Energiewende
Ohne Subventionen für fossile und nukleare Energieträger wären die Erneuerbaren schon heute kostengünstiger als diese

Weit verbreitet ist das Missver-
ständnis, einziger Grund für die im 
Jahre 2000 von Rotgrün unter Bun-
deskanzler Gerhard Schröder einge-
leitete Energiewende sei der soge-
nannte Klimaschutz. Dies ist aber 
falsch. 

Es gibt viele Gründe, die Energie-
wirtschaft so schnell als möglich 
zu 100% auf dezentral genutzte 
Erneuerbare Energien umzustel-
len. Die dezentrale Nutzung von 
Erneuerbaren Energien ist mittel- 
und langfristig kostengünstiger als 
das Verbrennen von fossilen Ener-
gieträgern oder das lebensgefährli-
che Spiel mit der Atomtechnologie. 

Ohne Subventionen für fossile 
und nukleare Energieträger wären 
die Erneuerbaren schon heute kos-
tengünstiger als diese. Und die Er-
neuerbaren Energien werden – im 
Gegensatz zur Kohle- oder Atom-
kraft – immer billiger. 

Die dezentrale Nutzung von Er-
neuerbaren Energien macht uns 
unabhängig von konfliktreichen 
Herkunftsländern und entzieht 
den Konflikten um Öl, Kohle, Erd-
gas und Uran gleichzeitig den 
Treibstoff. Sie ist damit ein aktiver 
Beitrag zum Frieden. 

Sie macht die Welt sicherer. Die 
dezentrale Nutzung von Erneu-
erbaren Energien holt die Wert-

schöpfung in die Regionen und 
stärkt damit die ländlichen Räume, 
sie schafft hochwertige Arbeits-
plätze in Produktion, Aufbau, Be-
trieb, Pflege, Wartung und später 
auch Abbau und Recycling von Er-
neuerbare-Energien-Anlagen. Sie 
ist im besten Sinn bürgernah und 
mittelständisch. 

Die dezentrale Nutzung von Er-
neuerbaren Energien macht un-
sere Energieversorgung sicherer 
gegen Störungen von innen, wie 
von außen. Sie ist in ihrer Wirkung 
marktwirtschaftlich und wird zu 
einem fairen Energiemarkt ohne 
unfaire Oligopolprofite führen. Die 
dezentrale Nutzung von Erneu-
erbaren Energien verringert mas-
siv die Belastung unserer Luft mit 
Schadstoffen und rettet damit je-
des Jahr tausende Menschenle-
ben. Sie reduziert den Ausstoß von 
CO2 und ist damit die einzige rich-
tige Antwort auf die Klimakatastro-
phe und die von der Bundesregie-
rung eingegangenen Verpflichtun-
gen zum Klimaschutz. 

Je schneller wir zu einer dezen-
tralen Nutzung von Erneuerbaren 
Energien zur vollständigen Abde-
ckung des Energiebedarfs kom-
men, desto kostengünstiger wird 
dieser Umbau der Energieversor-
gung, da bei einem schnellen Um-
bau der kostspielige Parallelbe-
trieb nicht kompatibler Energie-
versorgungssysteme minimiert 
oder gar vermieden werden kann.

Wenn viele dieser Gründe nicht 
so bekannt sind, so liegt dies auch 
an wirtschaftlichen Partikularinte-
ressen von großen Konzernen und 
Wirtschaftsverbänden. So tut zum 
Beispiel die Atomindustrie in kost-
spieligen Kampagnen so, als gin-

ge es bei der Energiewende allei-
nig um den Klimaschutz und die 
Vermeidung von Kohlendioxid. Die 
Hoffnung der Atomlobbyisten ist, 
die gefährliche Atomenergie als 
kohlendioxidarme Stromprodukti-
on wieder ins Spiel zu bringen und 
gleichzeitig die lästige dezentrale 
und immer kostengünstigere Kon-
kurrenz der Erneuerbaren Energi-
en loszuwerden – und wieder als 
Oligopolisten die Strompreise dik-
tieren zu können.

Aber auch die Projektierer und 
Betreiber von Windkraftanlagen 
und Freiflächen-Solaranlagen ver-
weisen gern auf Klima- und Um-
weltschutz. Denn das Argument 
der lokalen Wertschöpfung ist für 
sie mit Kosten verbunden. Dabei 
ist bekannt, dass überall dort, wo 
von Anfang an klar war, dass die 
Windkraftanlagen durch Pachtzah-
lungen an die Gemeinde auch der 
Allgemeinheit zu Gute kommen, 
kaum Proteste gegen Windkraft-
anlagen entstehen. Und so sichern 
vielerorts Windkraftanlagen inzwi-
schen den Erhalt von Schwimm-
bändern, Dorfgemeinschaftshäu-
sern, Jugendzentren und anderen 
kommunalen Einrichtungen.
Dass die mächtige Mineralölindus-
trie dem Argument der notwendi-
gen Unabhängigkeit von unsiche-
ren Weltregionen nichts abgewin-
nen kann, versteht sich von selbst. 
Fast das gesamte Öl kommt aus 
solchen Regionen. Saudi-Arabi-
en finanziert mit den Ölmilliarden 
weltweit eine Auslegung des Is-
lam, die sich kaum von der des so-
genannten „Islamischen Staates“ 
(Daesh) unterscheidet. Letzterer-
hat sich auch durch Ölverkäufe fi-
nanziert. Deshalb müssen wir weg 

Landtagsabgeordneter 
Stephan Grüger aus dem Lahn-
Dill-Kreis ist Mitglied des Wirt-
schaftausschusses und des Eu-
ropaausschusses des Hessi-
schen Landtages und Industrie- 
und Außenhandelspolitischer 
Sprecher der SPD-Fraktion im 
Hessischen Landtag

vom Öl, auch dafür brauchen wir 
die Energiewende. 
Das Prinzip der Energiewende ist 
die Ersetzung von Brennstoffen 
durch Technologie zur Ernte von 
frei zur Verfügung stehender Ener-
gie. Ein großer Teil der Energie-
wende beruht auf deutscher Inge-
nieurskunst und meist mittelstän-
discher Industrie. Durch die Ener-
giewende wurden in Deutschland 
bislang schon über 350.000 Ar-
beitsplätze geschaffen und viele 
Arbeitsplätze im industriellen Mit-
telstand erhalten. Das sollte für So-
zialdemokraten das wichtigste Ar-
gument für die Energiewende sein.

Beratung & Buchung
Reisebüro Gimmler GmbH, 35576 Wetzlar
Langgasse 45-49 & Bannstr. 1 oder in den bekannten Agenturen
Hotline 06441 / 90100 ·  Telefax 06441 / 9010111
info@gimmler-reisen.de ·  www.gimmler-reisen.de

  Skandinavien Rundreisen
21.06. - 04.07. Nordkap und Lofoten ab € 2.019,-
12.07. - 25.07. inkl. Übernachtungen mit HP, Fährpassagen, 
  Fahrt mit den Hurtigruten, Eintritt Nordkap, 
  Inselführung Lofoten, u.v.m.
01.08. - 10.08. Traumrouten Norwegen ab €1.599,-
  inkl. Übernachtungen mit HP, Fährpassagen, 
  Fahrt mit den Hurtigruten, 2 Zugfahrten,  
  Stadtführung in Oslo u. Trondheim u.v.m.
06.09. - 12.09. Norwegen Indian Summer ab € 999,-
  inkl. Übernachtungen mit HP, Fährpassage,  
  Zugfahrt, Wanderung mit Guide, u.v.m.

  Das Baltikum erleben
11.05. - 20.05. Kulturerlebnis Baltikum ab € 1.299,-
16.08. - 25.08. inkl. Übernachtungen mit HP, Stadtbesichtigung  
  in: Riga, Pärnu, Tallinn, Helsinki u.v.m., Besichti- 
  gung Wasserburg Trakai u.v.m.

  Rundreisen Großbritannien
07.06. - 17.06. Faszinierendes Irland ab € 1.399,-
20.06. - 30.06. inkl. Fährpassagen, Übernachtungen mit HP,  
24.10. - 03.11. Eintritte und Besichtigungen: Giants Causeway  
  Visitor Centre, Donegal Castle, Cliffs of Moher

09.06. - 15.06. Das Schottische Hochland ab € 919,-
08.09. - 14.09. inkl. Fährpassagen, Übernachtung mit HP, 
  Besuch der Blair Athol Distillery, Eintritt in  
  Jedburgh Abbey, Edinburgh Castle, u.v.m.
07.06 - 11.06. Grafschaft Kent ab € 659,-
  inkl. Fährpassagen, Übernachtung mit HP,  
  Eintritte für Wisley Garden, Leeds Castle  
	 	 Gardens,	Sheffiel	Park	Garden	u.v.m.

  Mediterrane Rundreisen
28.05. - 02.06. Das Loiretal neu erleben ab € 819,-
  inkl. Übernachtungen mit HP, Schifffahrt auf  
  dem Cher, Weinprobe, Eintritte: Schloss Blois, 
  Schloss Beauregard, Schloss Chambord u.v.m.
13.05. - 21.05. Toskana-Umbrien ab € 999,-
  inkl. Übernachtungen mit HP im 4-Sterne  
  Hotel, Zugfahrt Montecatini - Florenz, div.   
	 	 Ausflüge	mit	Reiseleitung,	Weinprobe	u.v.m.

  

  
  

Neue Öffnungszeiten ab 01.03.2017
Reisebüro Langgasse Mo. - Fr.  0900 - 1800 Uhr 
Reisebüro Bannstr. Mo. - Fr.  1000 - 1900 Uhr
Reisebüro Bannstr. Sa. 1000 - 1900 Uhr

500 g Weizen- (Type 1050) oder 
250 g Weizen- und 250 g Dinkel-
mehl 
500 g Roggen-Vollkornmehl
1 EL Salz, 1 EL Zucker 
1 Würfel Hefe
1 Päckchen Sauerteigpulver
evtl. 150 g gemischte Kerne  
(z.B. Sonnenblumen-, Pinien- 
und Kürbiskerne)

Zubereitung
600 ml lauwarmes Wasser mit ei-
nem EL Zucker, der Hefe und 
dem Sauerteigpulver vermischen. 
Das Mehl und Salz dazu geben 

und kurz verkneten. Der Teig ist 
weich und klebrig.
Den Teig mit einem Tuch ab-
gedeckt an einem warmen Ort 
mindestens zwei Stunden gehen 
lassen, bis sich das Teigvolumen 
verdoppelt hat.
Eventuell die Kernemischung 
zum Teig geben. Wer möchte, 
kann auch andere Nüsse, Voll-
kornschrot oder Leinsamen neh-
men. 
Auf einer gut bemehlten Arbeits-
fläche nur so lange verkneten, 
bis alle Kerne gut eingearbeitet 
sind.
Den Teig zu einem Brotlaib for-
men und in eine gefettete und 
bemehlte Brotbackform legen, 
oben mehrfach einschneiden 
und leicht mit Mehl bestäuben. 
Abgedeckt nochmals ca. eine 
Stunde gehen lassen.
Den Backofen auf 230 Grad 
Ober- und Unterhitze vorheizen. 
Eine Schale mit Wasser in den 
Backofen stellen. 
Das Brot etwa 30 Minuten ba-
cken, danach die Temperatur auf 
200 Grad reduzieren und noch 
15 bis 25 Minuten backen. 
Auf einem Kuchengitter abküh-
len lassen.
Viel Spaß beim Backen und las-
sen Sie es sich gut schmecken.

Ihre Bärbel Keiner
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VERANSTALTUNGS-TIPPS

UNSER BUCHTIPP

Eine Tote im Fremdenzimmer von 
der Mooshammer Liesl!
Schlechte Zeiten für den Eberho-
fer: Die Cholesterinwerte so hoch 
wie die Laune im Keller, Schluss 
mit Warmen vom Simmerl.
Und jetzt noch diese Brandleiche 
bei der Mosshammerin.
Doch als ausgerechnet Buengo, 
der angolanische Fuß Gottes vom 
Rot-Weiß Niederkaltenkirchen, 
unter Mordverdacht gerät, nimmt 
der geschwächte Franz die Ermitt-
lungen auf.

 
Rita Falk

LEBERKÄS-JUNKIE – Ein Provinzkrimi

Wetzlarer Handballer 
erfolgreich
Ian Weber gewinnt mit der Jugendnationalmann-
schaft in Paris den Mittelmeer-Cup

Großer Erfolg für Ian Weber von
der HSG Wetzlar und seinem 
Kollegen Merlin Fuß vom TV Hüt-
tenberg mit der Jugend-Natio nal-
mannschaft des DHB: Sie gewan-
nen gegen Spanien das Finale der 
14. Mittelmeerspiele in Paris.

Am Ende setzte sich die U17-Ver-
tretung mit 30:25 gegen die Iberer
durch und sicherte sich damit den
Turniersieg.
Am Sieg waren beide mit starken 
Leistungen im gesamten Turnier-
verlauf maßgeblich beteiligt.
Ian Weber spielt aktuell bei der 
HSG A-Jugend, obwohl er noch 
B-Jugend Jahrgang ist, Merlin Fuß 
zumeist in der B-Jugend des TVH.
Jochen Beppler, Jugend-Bundes-
trainer, der die Mannschaft als De-
legationsleiter begleitete, zeigt sich 
mit der Leistung ebenfalls sehr zu-
frieden: „Die Mannschaft hat sich 
hier sehr gut präsentiert.“ 

Nach dem überragenden Olympi-
asieg des Wetzlarer Ausnahmetur-
ners Fabian Hambüchen hatte der 
Sportgerätehersteller Spieth schnell 
entschieden, dass das Reck dem 
Goldmedaillengewinner als Erin-
nerung an seinen tollen Erfolg 
geschenkt wird.

Jetzt kam es in Wetzlar an. Unter 
den Augen von einigen Gästen, 
aber einer großen Zahl von Jour-
nalisten signierte Fabian Ham-
büchen das „Goldreck“. Es steht 
in „seiner“ Trainingshalle an der 
August-Bebel-Schule in Wetzlar; 
nicht zur Ausstellung, sondern 
zum Gebrauch. Viele Athleten wer-
den jetzt bei ihren Übungen im 
Kunstturnleistungszentrum einen 
Hauch von Rio verspüren, meinte 
Oberbürgermeister Manfred Wag-
ner, der gemeinsam mit Landrat 
Wolfgang Schuster und dem Sport-
dezernenten des Lahn-Dill-Kreises 
an der Übergabe des „Rio-Recks“ 
teilnahm. 

Gute Wünsche für seinen ersten 
Profikampf hat Oberbürgermeis-
ter Manfred Wagner (SPD) dem im 
Cruisergewicht antretenden Wetz-
larer Boxer Emir Ahmatovic bei 
einem Besuch im Rathaus mit auf 
den Weg gegeben.

Der Bronzemedaillengewinner 
der Europameisterschaften 2013 
in Minsk ist zum Jahresanfang aus 
dem Amateurbereich in den größ-
ten deutschen Profiboxstall, den 
Sauerland-Boxstall gewechselt, wo 
er unter dem renommierten Trai-
ner Uli Wegener in Berlin trainiert.
 Am 11. März wird Ahmatovic in 
Ludwigshafen seinen ersten Profi-
kampf bestreiten. Der Gegner steht 
noch nicht fest. Wagner nann-
te den 30-jährigen Boxer eines 
der Aushängeschilder der Sport-
stadt Wetzlar. Mit seiner Lebensge-
schichte – Ahmatovic kam mit 12 
Jahren als bosnischer Flüchtlings-
junge nach Wetzlar – sei er auch 

Fabians Goldreck steht jetzt in Wetzlar
Es steht in „seiner“ Trainingshalle an der August-Bebel-Schule in Wetzlar

Erster Profikampf für 
Wetzlarer Boxer
OB drückt die Daumen für Boxer Emir Ahmatovic

Oben von links: Landrat Wolfgang Schuster, Fabian 
Hambüchen, OB Manfred Wagner und Turngaupräsident 
Wolfgang Hofmann

Links signiert Fabian Hambüchen sein Goldreck

Ian Weber von der HSG Wetzlar und 
Merlin Fuß vom TV Hüttenberg

Die Autorin Rita Falk legt mit ihrem 
siebten „Eberhofer-Fall“ in der Rei-
he Provinzkrimi erneut eine span-
nende und unterhaltsame Krimi-
lektüre vor.
 Zu Recht steht dieses Buch ganz 
oben auf den Bestsellerlisten!

dtv Verlagsgesellschaft
München 2016
ISBN 978-3-423-21662-3
9,95 Euro

ein Beispiel für die Integrations-
kraft, die dem Sport innewohne. 
 Als Profi wird Ahmatovic sechs bis 
sieben Boxkämpfe pro Jahr aus-
fechten. Auf seiner Wunschliste 
steht auch ein Hauptkampf in sei-
ner Heimatstadt Wetzlar. 

12. März 2017
RSV-Lahn-Dill – Hyères Handy Basket
Rollstuhl Basketball-Bundesliga
Uhrzeit: 16:00 Uhr
Ort: August-Bebel-Sporthalle
Wetzlar -Niedergirmes

15. März 2017
Konzert mit dem Vokalensemble
„Petersburger Harmonie“
Uhrzeit: 19:30 Uhr
Christuskirche Niedergirmes
Eintritt frei, Spenden gerne
Musikalische Gäste: Ute Haas,  
Sibille Hornivius, Gesang,  
Olga Chachalina, Klavier.

17. März 2017
Brothers in Arms 
Uhrzeit: 21:00 Uhr
Ort: Kulturzentrum Franzis

18. März 2017
Der letzte der feurigen Liebhaber
Uhrzeit: 20:00 Uhr
Ort: Kellertheater Wetzlar
Brühlsbachstraße 2 (Stadthalle)

23. März 2017
Jürgen von der Lippe
Uhrzeit: 20:00 Uhr
Ort: Stadthalle Wetzlar

25. März 2017
Fetzer Blues Band
Uhrzeit: 20:00 Uhr
Bunte Katze, Niedergirmes
Naunheimer Straße 10 

29. März 2017
Ben Granfelt Band
Uhrzeit: 20:00 Uhr
Ort: Kulturzentrum Franzis

31. März 2017
HSG Wetzlar – GWD Minden
Handball-Bundesliga
Uhrzeit: 19:00 Uhr
Ort: Rittal-Arena, Wetzlar

Alle Angaben ohne Gewähr


